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BMF: Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG in der bis zum 

30.06.2021 geltenden Fassung (alte Fassung) und in der ab dem 01.07.2021 geltenden Fassung 

Mit BMF-Schreiben vom 15.07.2024 hat die Finanzverwaltung die Vordruckmuster zur Anwendung 

der Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG in der bis zum 30.06.2021 geltenden Fassung (alte Fas-

sung) und nach § 6 AStG in der ab dem 01.07.2021 geltenden Fassung sowie die Erläuterungen 

hierzu bekannt gegeben. 

Für Tatbestände nach § 6 Abs. 1 AStG alte Fassung, die bis einschließlich 31.12.2021 verwirklicht 

wurden, ist der Vordruck ASt - Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung zu verwenden. Für Tatbe-

stände nach § 6 Abs. 1 AStG, die ab dem 01.01.2022 verwirklicht wurden, ist der Vordruck ASt - 

Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG zu verwenden. Die neu bekannt gegebenen Vordruckmuster sind spä-

testens mit Bekanntgabe dieses Schreibens im Bundessteuerblatt Teil I anzuwenden.  

Die Vordrucke stehen bereits im Formular-Management-System (FMS) als ausfüllbare Formulare 

bereit. 

 

EuGH: Meldepflicht bei potenziell aggressiven grenzüberschreitenden Steuerplanungsgestal-

tungen – Gültigkeit verschiedener Bestimmungen der Unionsrichtlinie 

Der EuGH hat mit Urteil vom 29.07.2024 (C-623/22 „Belgian Association of Tax Lawyers u. a.“) die 

Gültigkeit verschiedener Bestimmungen der „Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15.02.2011 

über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 77/799/EWG in der durch die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates vom 

25.05.2018 geänderten Fassung“, die im Zusammenhang mit der Bekämpfung aggressiver Steuer-

planung stehen, bestätigt. In Deutschland wurde dieser Teil der Richtlinie durch das Gesetz zur 

Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen vom 21.12.2019 

innerstaatlich umgesetzt. 

Die Richtlinie sieht vor, dass alle an potenziell aggressiven grenzüberschreitenden Steuergestal-

tungen (die insbesondere zu Steuervermeidung und -hinterziehung führen können) beteiligten In-

termediäre und – falls es keine Intermediäre gibt – der Steuerpflichtige solche Gestaltungen den 

zuständigen Steuerbehörden melden müssen (Meldepflicht). 

Im Jahr 2020 riefen Vereinigungen von Steueranwälten und Steuerberatern sowie Rechtsanwalts-

kammern den belgischen Verfassungsgerichtshof an. Sie sind der Ansicht, dass das belgische Ge-

setz zur Umsetzung der Richtlinie für nichtig erklärt werden müsse, da die Richtlinie gegen eine 

Reihe von Bestimmungen der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und gegen allge-

meine Grundsätze des Unionsrechts verstoße. Der belgische Verfassungsgerichtshof hatte dann 

dem EuGH Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

In seinem Urteil stellt der EuGH zunächst fest, dass der Umstand, dass die in der Richtlinie vorge-

sehene Meldepflicht nicht auf den Bereich der Gesellschaftssteuer beschränkt ist, ihre Gültigkeit 

im Licht der Grundsätze der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung sowie der Art. 20 

und 21 der Charta der Grundrechte nicht berührt. 

Sodann stellt er fest, dass der Grad an Bestimmtheit und Klarheit der Terminologie in den von ihm 

zu prüfenden Bestimmungen der Richtlinie deren Gültigkeit im Licht der Grundsätze der Rechtssi-

cherheit und der Gesetzmäßigkeit im Strafsachen nicht in Frage stellt und dass der mit der Melde-

pflicht verbundene Eingriff in das Privatleben des Intermediärs und des Steuerpflichtigen im Hin-

blick auf die Informationen, die diese Meldung enthalten muss, hinreichend genau bestimmt wird. 
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Überdies hatte der EuGH in seinem Urteil vom 08.12.2022 (C-694/20 „Orde van Vlaamse Balies 

u. a.“) zwar entschieden, dass die einem Rechtsanwalt, der wegen seiner Verschwiegenheits-

pflicht von der Meldepflicht befreit ist, auferlegte Pflicht, die anderen an der steuerlichen Gestal-

tung beteiligten Intermediäre über deren Meldepflichten zu unterrichten, das Berufsgeheimnis 

verletzt. In seinem aktuellen Urteil vom 29.07.2024 führt der EuGH aber aus, dass das Urteil vom 

08.12.2022 nur für Rechtsanwälte im Sinne der Richtlinie zur Erleichterung der ständigen Aus-

übung des Rechtsanwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation 

erworben wurde, gilt und nicht für etwaige andere zur Vertretung vor Gericht ermächtigte Be-

rufsangehörige. Die Vertraulichkeit der Beziehung zwischen dem Rechtsanwalt und seinem Man-

danten genießt einen ganz speziellen Schutz, der sich aus der singulären Stellung des Rechtsan-

walts innerhalb der Gerichtsorganisation der Mitgliedstaaten sowie der ihm übertragenen grund-

legenden Aufgabe ergibt, die von allen Mitgliedstaaten anerkannt wird. 

Schließlich stellt der EuGH fest, dass die Meldepflicht der Intermediäre, die nicht wegen der ihnen 

obliegenden Verschwiegenheitspflicht von ihr befreit sind, und die subsidiäre Meldepflicht des 

betreffenden Steuerpflichtigen einen verhältnismäßigen und gerechtfertigten Eingriff in das Recht 

auf Achtung des Privatlebens, verstanden als das Recht jeder Person, ihr Privatleben zu gestalten, 

darstellen. 

 

FG München: Ernstliche rechtliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Höhe der Ausset-

zungszinsen – Aussetzung der Vollziehung (AdV)  

Das FG München hat mit Beschluss vom 24.06.2024 (7 V 11/24) in einem Verfahren des einstweili-

gen Rechtsschutzes einen Bescheid über Aussetzungszinsen nach § 237 AO für Verzinsungszeit-

räume ab 2019 von der Vollziehung ausgesetzt. Das Gericht zweifelt an der verfassungsrechtli-

chen Gültigkeit der dem angefochtenen Bescheid zugrunde liegenden Vorschrift des § 238 Abs. 1 

Satz 1 AO, wonach die Zinshöhe 0,5 Prozent für jeden Monat der Aussetzung beträgt. Es ist zu er-

warten, dass die Finanzverwaltung die vom Finanzgericht zugelassene Beschwerde zum BFH ein-

legt. 

Der Zweck der Verzinsung ausgesetzter Steueransprüche liege darin, den mit der Aussetzung ver-

bundenen (Zins-)Vorteil abzuschöpfen. In Folge des strukturellen Niedrigzinsniveaus bilde der 

Zinssatz die mit ihm abgegoltenen Nutzungsmöglichkeiten jedoch nicht mehr realitätsgerecht ab. 

Denn der potentiell erzielbare Liquiditätsvorteil liege mittlerweile deutlich niedriger. Das verfas-

sungsrechtliche Gebot einer folgerichtigen Umsetzung einer einmal getroffenen Belastungsent-

scheidung nach Art. 3 Abs. 1 GG (hier: Abschöpfung eines typisierten Liquiditätsvorteils) lasse es 

daher folgerichtig erscheinen, dass die Entwicklung eines strukturellen Niedrigzinsniveaus auch 

im Zusammenhang mit einer Verzinsung nach § 237 AO zu einer Zinssatzanpassung führen muss, 

um die Liquiditätsvorteile regelungskonform abzubilden. 

Nach Ansicht des FG München stehe dem nicht entgegen, dass das Bundesverfassungsgericht in 

seiner Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit der Höhe der Nachzahlungszinsen gem. 

§§ 233a i.V.m. 238 Abs. 1 Satz 1 AO (Beschluss vom 09.07.2021, 1 BvR 2237/14) von der Erstre-

ckung der Unvereinbarkeitserklärung auf andere Verzinsungstatbestände abgesehen hat. Das Ab-

sehen von der Erstreckung der Unvereinbarkeitserklärung auf andere Verzinsungstatbestände im-

pliziere nicht deren verfassungsrechtliche Zulässigkeit. 

Auch der Verweis auf die Möglichkeit des Steuerpflichtigen, zur Vermeidung einer Zinspflicht bei 

Aussetzung der Vollziehung die streitige Steuerfestsetzung mit Eigenmitteln tilgen zu können, 
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stelle sich als ungeeignet dar, die derzeit gültige Verzinsung in Aussetzungsfällen verfassungs-

rechtlich zu rechtfertigen. 

Die finanzgerichtliche Rechtsprechung ist allerdings in Bezug auf die Aussetzungszinsen uneinheit-

lich. So hatte das FG Münster die Aussetzungszinsen in einem Hauptsacheverfahren (Urteil vom 

08.03.2023 – 6 K 2094/22 E) und in einem Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes (Beschluss 

vom 10.02.2023 – 3 V 2464/22) für verfassungsgemäß gehalten. Ebenso hatte das FG Baden-

Württemberg mit Urteil vom 11.05.2023 (1 K 180/22) entschieden. 

Gegen das Urteil des FG Münster vom 08.03.2023 ist die Revision beim BFH anhängig (VIII R 

9/23). Es bleibt somit abzuwarten, ob der BFH die aktuelle Höhe der Aussetzungszinsen für ver-

fassungswidrig hält und die Frage folglich dem Bundesverfassungsgericht vorlegt. Vergleichbare 

Einspruchsverfahren ruhen bei entsprechendem Hinweis auf das beim BFH anhängige Revisions-

verfahren kraft Gesetzes (§ 363 Abs. 2 Satz 2 AO). 



T A X  W E E K L Y  

# 2 8  |  0 2 . 0 8 . 2 0 2 4  

Seite 5 von 7 

 

Alle am 01.08.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

II R 4/22 15.05.2024 
Grunderwerbsteuer bei Grundstückserwerb im Umlegungs-

verfahren 

II R 45/21 28.02.2024 
Steuerbefreiung beim Grundstückserwerb aus Anlass des 

Übergangs von öffentlich-rechtlichen Aufgaben 

IV R 18/21 11.04.2024 Kraftfahrzeugsteuer als Masseverbindlichkeit 

 

Alle am 01.08.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

III R 22/23 (III R 

47/14) 
11.06.2024 

Inhalt und Auslegung eines Revisionszulassungsbeschlusses in 

Kindergeldangelegenheiten 

IV R 16/21 11.04.2024 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 11.04.2024  

IV R 18/21 - Kraftfahrzeugsteuer als Masseverbindlichkeit 

V B 38/23 22.07.2024 Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 

V B 68/23 18.07.2024 
Bekanntgabe an Bevollmächtigten einer zwischenzeitlich im 

Handelsregister gelöschten GmbH 

V S 6/23 (AdV) 18.07.2024 

Erfordernis eines Änderungsantrags zur Vermeidung wider-

streitender Steuerfestsetzung bei Organschaft auch bei An-

fechtung des Steuerbescheides durch die Organgesellschaft 

VII B 23/23 03.07.2024 
Prozessführungsbefugnis eines Insolvenzverwalters im Verfah-

ren über einen Duldungsbescheid 

VII R 11/21 16.04.2024 Zur Tarifierung von Bezügen für Kirschkernkissen 

VIII B 16/23 17.07.2024 Verstoß gegen den Anspruch auf den gesetzlichen Richter 

VIII B 48/23 17.07.2024 
Vorläufigkeitsvermerk zur Gewinnerzielungsabsicht bei einer 

nebenberuflichen Anwaltstätigkeit 

X B 104/23 17.07.2024 

Kein unbeschränkter Abzug von Beiträgen zur privaten Kran-

kenversicherung, wenn die Basisversorgung bereits durch die 

gesetzliche Krankenversicherung gewährleistet ist 

X B 79/23 17.07.2024 
Verfassungsmäßigkeit der Höhe der Säumniszuschläge für 

Zeiträume nach dem 31.12.2018 

X B 81/23 09.07.2024 
Darlegungsanforderungen bei der Rüge unzulässiger Selbst-

entscheidung über einen Ablehnungsantrag 

XI B 43/23 16.07.2024 (Zurechnung der Umsätze in einem Bordell; Organschaft) 

XI B 9/24 16.07.2024 
Einordnung eines Schreibens des FA als wiederholende Verfü-

gung oder als Zweitbescheid 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410132/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410131/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410133/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450112/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450121/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450115/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450114/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450108/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450110/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450117/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450116/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450122/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450120/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450111/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450118/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450119/


T A X  W E E K L Y  

# 2 8  |  0 2 . 0 8 . 2 0 2 4  

Seite 6 von 7 

 

Alle bis zum 02.08.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

III C 3 - S 

7329/19/10001 

:006 

01.08.2024 Übersicht der Umsatzsteuer-Umrechnungskurse 2024 

III C 3 - S 7117-

a/22/10001 

:002 

24.07.2024 

Umsatzsteuer; Bestimmung des Leistungsortes bei der Aus-

gabe von einfachen Grundbuchauszügen und einfachen Aus-

zügen aus anderen öffentlichen Registern 

IV B 5 - S 

1369/19/10001 

:003 

15.07.2024 

Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 

6 Außensteuergesetz in der bis zum 30. Juni 2021 geltenden 

Fassung (alte Fassung) und in der ab dem 1. Juli 2021 gelten-

den Fassung 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2024-08-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2024-08-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2024-08-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-07-24-leistungsort-einfache-grundbuchauszuege.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-07-24-leistungsort-einfache-grundbuchauszuege.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-07-24-leistungsort-einfache-grundbuchauszuege.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-07-15-vordrucke-wegzugsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-07-15-vordrucke-wegzugsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-07-15-vordrucke-wegzugsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  
 
Bundesfinanzakademie im  
Bundesministerium der  Finanzen  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 15. Juli 2024 


BETREFF   Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 Außensteuergesetz  
in der bis zum 30. Juni  2021 geltenden Fassung (alte  Fassung) und in der ab dem   
1. Juli 2021 geltenden Fassung  


ANLAGEN   4  
  GZ   IV B 5  - S 1369/19/10001 :003  


DOK   2024/0627677  
  (bei Antwort bitte GZ und DOK  angeben)  


 


Nach Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der  Länder werden hiermit die  
Vordruckmuster zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG alte Fassung und 
nach § 6 AStG sowie die  Erläuterungen hierzu bekannt gegeben:  


1. ASt - Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung 
2. Anleitung zur ASt - Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung 
3. ASt - Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG 
4. Anleitung zur ASt - Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG. 


Für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG alte Fassung, die bis einschließlich 
31. Dezember 2021 verwirklicht wurden, ist der Vordruck ASt - Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG 
alte Fassung zu verwenden. Für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG, die ab dem 
1. Januar 2022 verwirklicht wurden, ist der Vordruck ASt - Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG zu 
verwenden. Die mit diesem Schreiben neu bekannt gegebenen Vordruckmuster sind spätestens 
mit Bekanntgabe dieses Schreibens im Bundessteuerblatt Teil I anzuwenden. 


www.bundesfinanzministerium.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.bundesfinanzministerium.de
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Die Vordrucke sind auf der Grundlage der unveränderten Vordruckmuster zu erstellen. 
Sie stehen voraussichtlich ab dem 1. August 2024 im Formular-Management-System (FMS) 
als ausfüllbare Formulare bereit. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Steuernummer 1 ASt - Mitteilung 


§ 6 Abs. 7 AStG 
Identifikationsnummer alte Fassung 


An das Finanzamt 2 


Bitte verwenden Sie diesen Vordruck nur für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG alte
Fassung, die bis einschließlich 31. Dezember 2021 verwirklicht wurden. 


A. Jährliche Bestätigung des Wohnsitzes und der Zurechnung der Anteile in Fällen
der Besteuerung des Vermögenszuwachses (Wegzugsbesteuerung) nach § 6 Absatz 7X 3AStG alte Fassung 


B. Mitteilung eines nach § 6 Absatz 5 Satz 4, § 6 Absatz 8 Satz 2 AStG alte Fassung
oder § 21 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 AStG meldepflichtigen Ereignisses in Fällen der
Besteuerung des Vermögenszuwachses (Wegzugsbesteuerung) nach § 6 Absatz 7X AStG alte Fassung 4 


Angaben zur bzw. zum Erklärenden 


1 = steuerpflichtige Person
2 = Gesamtrechtsnachfolgerin/Gesamtrechtsnachfolger Ich gebe die Mitteilung ab als 


Angaben zur steuerpflichtigen Person 
Bitte geben Sie hier die Daten zu der steuerpflichtigen Person an, durch die ein Tatbestand nach § 6 Absatz 1 AStG alte Fassung ver -
wirklicht wurde. 
Name Vorname Geburtsdatum 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


Angaben zur Gesamtrechtsnachfolgerin oder zum Gesamtrechtsnachfolger 
Wenn Sie in Zeile 6 eine „2“ eingetragen haben, geben Sie hier bitte Ihre Daten als Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechts -
nachfolger ein. Ein Nachweis über die Rechtsnachfolge liegt dieser Erklärung bei bzw. wurde bereits vorgelegt. 


Ich bin Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechtsnachfolger von Todes wegen seit dem 


Name Vorname 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


A. Jährliche Bestätigung des Wohnsitzes und der Zurechnung der Anteile nach § 6 Absatz 7 AStG alte 
Fassung 


Mitteilung des Wohnsitzes zum 31.12. des Jahres 


Hiermit erkläre ich, dass ich als steuerpflichtige Person meinen Wohnsitz am 31.12. des in Zeile 16 genannten Jah - 1 = Ja 
res unter der in den Zeilen 8 bis 10 genannten Anschrift hatte. 2 = Nein 
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18 


19 


20 


21 


22 


23 


24 


25 


26 


27 


28 


29 


30 


31 


32 


33 


34 


35 


Hiermit erkläre ich, dass ich als Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechtsnachfolger meinen Wohnsitz am 31.12. 1 = Ja 
des in Zeile 16 genannten Jahres unter der in den Zeilen 13 bis 15 genannten Anschrift hatte. 2 = Nein 


Bisheriger Wohnsitz 


Falls Zeile 17 oder Zeile 18 mit „Nein“ beantwortet wurde: Hiermit erkläre ich, dass ich am 31.12. des in Zeile 16 genannten Jah -
res meinen Wohnsitz unter folgender Anschrift hatte 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


Anteile 


Hiermit bestätige ich, dass die nachstehend aufgeführten Anteile mir als steuerpflichtiger Person (Stpfl.) bzw. Gesamtrechtsnach -X folgerin oder Gesamtrechtsnachfolger von Todes wegen (Erben) zuzurechnen sind. 


Hiermit bestätige ich, dass im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden meiner Rechtsnachfolgerin, meinemX Rechtsnachfolger bzw. meinen Rechtsnachfolgern (Beschenkten) die nachstehend aufgeführten Anteile zuzurechnen sind. 


Name und Anschrift des bzw. der Beschenkten (Ein Nachweis über die Rechtsnachfolge liegt dieser Erklärung bei bzw. wurde bereits
vorgelegt.) 


Bezeichnung der Gesellschaft (gegebenen -
falls Wertpapier-Kennnummer) 


Höhe der An -
teile/Stück -
zahl der Akti -
en 8 


Anschaffungskosten 
EUR 


Höhe der kumulierten 
Gewinnausschüttun -
gen/Einlagenrückge -
währ nach dem 
16. August 2023 5 


EUR 


Bestätigung der Zu -
rechnung zum/zu den 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


B. Mitteilung eines nach § 6 Absatz 5 Satz 4, § 6 Absatz 8 Satz 2 AStG alte Fassung oder § 21 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 AStG meldepflichtigen Ereignisses nach § 6 Absatz 7 AStG alte Fassung 


Das meldepflichtige Ereignis fand zu folgendem Zeitpunkt statt 


Mitteilung zur Beendigung einer der deutschen unbeschränkten Einkommensteuerpflicht vergleichbaren ausländi -
schen Steuerpflicht 


Hiermit erkläre ich, dass ich nach § 6 Absatz 5 Satz 4 AStG alte Fassung nicht mehr einer der deutschen unbeschränkten Ein -
kommensteuerpflicht vergleichbaren Steuerpflicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des
EWR-Abkommens (bzw. in Fällen des § 6 Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 AStG alte Fassung auch keiner vergleichbaren Einkom -
mensteuerpflicht im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland) unterliege (gegebenenfalls durch Aufgabe des Wohn -
sitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts) bzw. dass im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden diese AussagenX für meine Rechtsnachfolgerin, meinen Rechtsnachfolger bzw. meine Rechtsnachfolger zutreffen. 


X Hiermit erkläre ich, dass ich nicht mehr Staatsangehörige bzw. Staatsangehöriger eines der in Zeile 31 aufgeführten Staaten bin. 


Hiermit erkläre ich, dass ich meinen bisherigen Wohnsitz (siehe Zeilen 36 bis 38) aufgegeben habe und an nachfolgende Adres -
se verzogen bin (siehe Zeilen 39 bis 41). 


Hiermit erkläre ich, dass im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden meine Rechtsnachfolgerin ihren bzw. mein
Rechtsnachfolger seinen bisherigen Wohnsitz (siehe Zeilen 36 bis 38) aufgegeben hat und an nachfolgende Adresse verzogen
ist (siehe Zeilen 39 bis 41). Fügen Sie bitte im Fall mehrerer Rechtsnachfolger entsprechende Erklärungen und Angaben auf ge -
sonderter Anlage bei (vergleiche Zeile 56). 


Verzogen am oder Wohnsitz aufgegeben am 


X 


X 
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36 


37 


38 


39 


40 


41 


42 


43 


44 


45 


46 


47 


48 


49 


50 


51 


Bisheriger Wohnsitz 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


Neuer Wohnsitz 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


Mitteilung zu Übertragungs- und Veräußerungsvorgängen 


X 


Hiermit erkläre ich, dass ich die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile veräußert oder verdeckt in eine Gesellschaft
im Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 EStG eingelegt habe oder einer der Tatbestände des § 17 Absatz 4 EStG erfüllt wurde bzw.
dass im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden diese Aussagen für meine Rechtsnachfolgerin, meinen
Rechtsnachfolger bzw. meine Rechtsnachfolger zutreffen [§ 6 Absatz 5 Satz 4 Nummer 1 (gegebenenfalls in Verbindung mit Ab -
satz 8 Satz 2) AStG alte Fassung]. Kopien des Vertrages bzw. der Verträge sind beigefügt. 6 


X 


Hiermit erkläre ich, dass die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile auf eine nicht unbeschränkt steuerpflichtige Per -
son übertragen wurden, die nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR-Abkom -
mens einer der deutschen unbeschränkten Einkommensteuerpflicht vergleichbaren Steuerpflicht unterliegt [§ 6 Absatz 5 Satz 4
Nummer 2 (gegebenenfalls in Verbindung mit Absatz 8 Satz 2) AStG alte Fassung]. Kopien des Vertrages bzw. der Verträge sind
beigefügt. 


X 
Hiermit erkläre ich, dass die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile entnommen wurden oder ein anderer Vorgang
verwirklicht wurde, der nach deutschem Recht zum Ansatz des Teilwerts oder des gemeinen Werts führt [§ 6 Absatz 5 Satz 4
Nummer 3 (gegebenenfalls in Verbindung mit Absatz 8 Satz 2) AStG alte Fassung]. 


X 


Hiermit erkläre ich, dass im Fall der Einlage der in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile durch mich in meinen Betrieb
oder meine Betriebsstätte in einem ausländischen Staat (Fall des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AStG alte Fassung) diese Antei -
le nicht mehr in einen Betrieb oder eine Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem ande -
ren Vertragsstaat des EWR-Abkommens eingelegt sind (die Voraussetzungen des § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 AStG alte Fas -
sung liegen nicht mehr vor). 


X 


Hiermit erkläre ich, dass nach § 6 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 AStG alte Fassung die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten
Anteile aufgrund einer Entnahme oder eines anderen Vorgangs, der nach deutschem Recht nicht zum Ansatz des Teilwerts oder
des gemeinen Werts führt, weder meiner Betriebsstätte im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland noch meiner
Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens (Betriebsstätte im
Sinne des § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 AStG alte Fassung) zuzuordnen sind. 


Anteile 


Bezeichnung der Gesellschaft (gegebenenfalls Wertpa -
pier-Kennnummer) Verkauft/Übertragen am 


Höhe der An -
teile/Stück -
zahl der Akti -
en 8 


Verkaufspreis 
EUR 


Mitteilung zu Gewinnausschüttungen und zur Einlagenrückgewähr 


X 
Hiermit erkläre ich, dass Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr nach dem 16. August 2023 erfolgten, deren ge -
meiner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des gemeinen Werts zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Tatbestands im Sinne des
§ 6 Absatz 1 AStG alte Fassung betrug (§ 21 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 AStG ). 5 
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52 


53 


54 


55 


56 


57 


58 


59 


60 


61 


62 


63 


64 


65 


66 


67 


68 


69 


Bezeichnung der Gesellschaft (gegebenenfalls
Wertpapier-Kennnummer) 


Höhe der An -
teile/Stück -
zahl der Akti -
en 8 


Gemeiner Wert zum Zeit -
punkt der Verwirklichung des
Tatbestands nach § 6 Ab -
satz 1 AStG 


EUR 


Höhe der kumulierten 
Gewinnausschüttun -
gen/Einlagenrückgewähr
nach dem 16.08.2023 


EUR 


Ergänzende Angaben zu Abschnitt A. und/oder B. 
Über die Angaben in Abschnitt A. und/oder B. hinaus sind weitere oder abweichende Angaben zu berücksichtigen.
Diese ergeben sich aus der beigefügten Anlage, welche mit der Überschrift „Ergänzende Angaben zur ASt - Mittei -
lung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung“ gekennzeichnet ist. 


Unterschrift zu Abschnitt A. und/oder B. 
Datenschutzhinweis: 


Die mit der jährlichen Bestätigung und der Mitteilung angeforderten Daten werden aufgrund des § 6 Absatz 7 AStG alte Fassung er -
hoben. 


Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre Rechte nach der Daten -
schutz-Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informations -
schreiben der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik „Datenschutz“)


Ort, Datum Eigenhändige Unterschrift 


– Nur vom Finanzamt auszufüllen – 


Stundung der Einkommensteuer des
Stundung gewährt am Jahres 


Die folgende Einkommensteuerfestsetzung ist wegen Änderung des Verlustabzugs nachX § 10d EStG zu ändern. 


Die folgende Einkommensteuerfestsetzung ist nach § 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AO


oder erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt. 


Bei der Anfertigung dieser Erklärung hat mitgewirkt 


Verfügung 


Grunddaten prüfen 


X Es ist nichts zu veranlassen. 


X Die folgende Stundung ist zu widerrufen. 


Einkommensteuerfestsetzung des Jahres 


zu ändern. 


Einkommensteuerfestsetzung des Jahres 


z. d. A./Wv. zum 28.02. des Folgejahres 


Datum SGL Bearb. 


Erledigt (Datum / Nz.) 


25 % 
überstei -
gender
Anteil 7 


Prozent 


1 = Ja 


X 


X 



http://www.finanzamt.de/





 


Anleitung zur ASt – Mitteilung § 6 Abs. 7
AStG alte Fassung 


Allgemeine Hinweise 


Bitte verwenden Sie diesen Vordruck nur für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG alte Fassung, die bis ein -
schließlich 31. Dezember 2021 verwirklicht wurden. Für Tatbestände, die ab dem 1. Januar 2022 verwirklicht 
wurden, verwenden Sie bitte den Vordruck „ASt - Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG“. 


Alte Fassung bedeutet die bis zum 30. Juni 2021 geltende Fassung des Außensteuergesetzes. 


Besondere Hinweise 


1 Anzugeben ist die Steuernummer des Einkommensteuerbescheides, in dem der Vermögenszuwachs nach § 6 
AStG alte Fassung besteuert wurde. In den Fällen der Gesamtrechtsnachfolge von Todes wegen ist die Steuer -
nummer bzw. die Identifikationsnummer der Rechtsvorgängerin oder des Rechtsvorgängers einzutragen. 


2 Der Vordruck ist nach § 6 Absatz 7 AStG alte Fassung bei dem Finanzamt einzureichen, das für die Besteue -
rung des Vermögenszuwachses nach § 19 Abgabenordnung zuständig gewesen ist und die Stundung ausge -
sprochen hat, es sei denn, die Zuständigkeit wurde im Wege einer Zuständigkeitsvereinbarung nach § 27 Abga -
benordnung auf ein anderes Finanzamt übertragen. 


3 Die „Bestätigung des Wohnsitzes und der Zurechnung der Anteile“ ist nach § 6 Absatz 7 Satz 4 AStG alte Fas -
sung jährlich bis spätestens zum 31. Januar einzureichen. Für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG alte Fas -
sung, die bis einschließlich 31. Dezember 2021 verwirklicht wurden, gilt diese Frist weiterhin (vgl. § 21 Absatz 3 
Satz 1 AStG). 


Die Nichtabgabe dieser Bestätigung kann zum Widerruf der Stundung nach § 6 Absatz 5 AStG alte Fassung 
führen! 


4 Die „Mitteilung eines nach § 6 Absatz 5 Satz 4 oder § 6 Absatz 8 Satz 2 AStG alte Fassung oder § 21 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 AStG meldepflichtigen Ereignisses“ nach Teil B ist nach § 6 Absatz 7 Satz 2 AStG alte Fas -
sung innerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen Ereignis zu erstatten. 


Die Verwirklichung eines meldepflichtigen Ereignisses führt zum (gegebenenfalls anteiligen) Widerruf der Stun -
dung nach § 6 Absatz 5 AStG alte Fassung. 


5 Stundungen nach § 6 Absatz 4 oder Absatz 5 AStG alte Fassung sind nach § 21 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 
AStG zu widerrufen, soweit nach dem 16. August 2023 Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr 
erfolgten und soweit deren gemeiner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des gemeinen Wertes zum Zeitpunkt 
der Verwirklichung des Tatbestands im Sinne des § 6 Absatz 1 AStG alte Fassung betrug. 


6 Die Verwirklichung eines meldepflichtigen Ereignisses führt zum (gegebenenfalls anteiligen) Widerruf der Stun -
dung nach § 6 Absatz 5 AStG alte Fassung. Auf Antrag ist bei Umwandlung nach §§ 11, 15 und 21 UmwStG in 
der Fassung des „Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft 
und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften“ (SEStEG) keine Veräußerung anzunehmen, wenn die 
Anteilseignerin, die oder der Anteilseigner, der auch die neuen Anteile nicht im Betriebsvermögen hält, diese 
zum Buchwert übernehmen kann und in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem Vertragsstaat des EWR-Ab -
kommens unbeschränkt steuerpflichtig ist. 


7 Sind nach dem 16. August 2023 Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr von insgesamt mehr 
als 25 Prozent des der Vermögenszuwachsbesteuerung zugrunde gelegten gemeinen Wertes der Anteile er -
folgt, tragen Sie hier bitte den auf den gemeinen Wert bezogenen prozentualen Anteil der Gewinnausschüttun -
gen oder der Einlagenrückgewähr aus Spalte 4 ein, der 25 Prozent übersteigt. 


Anleitung Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung - Juni 2024 
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Wenn Sie die Höhe der Anteile in Prozent angeben, tragen Sie bitte ein Prozentzeichen ein. 8 


Welche Staaten gehören zur EU oder zum EWR? 
(siehe § 6 Absatz 5 Satz 4 Nummer 2 und Nummer 4 in Verbindung mit Satz 1 AStG alte Fassung) 


Die Stundung nach § 6 Absatz 5 AStG alte Fassung gilt ausschließlich für deutsche Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger sowie für Staatsbürgerinnen und Staatsbürger folgender Staaten, soweit sie nach der Beendigung 
der unbeschränkten Steuerpflicht in der Bundesrepublik Deutschland, dort einer der deutschen unbeschränk -
ten Einkommensteuerpflicht vergleichbaren Steuerpflicht unterliegen: 


Belgien Griechenland Luxemburg Rumänien Ungarn 


Bulgarien Irland Malta Schweden (Vereinigtes König- 
reich bis 31.12.2020) 


Dänemark Italien Niederlande Slowakei Zypern 


Estland Kroatien Österreich Slowenien 


Finnland Lettland Polen Spanien 


Frankreich Litauen Portugal Tschechische 
Republik 


Norwegen 


EU-Staaten 


EWR-Staaten 


Island (Eine Stundung nach § 6 Absatz 5 AStG alte Fassung war bei Wegzug nach Island nicht 
möglich, da mit diesem Staat weder eine Amtshilfe noch eine Unterstützung bei der Beitrei -
bung der geschuldeten Steuer gewährleistet ist.) 


Liechtenstein 
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Steuernummer 1 ASt - Mitteilung 


§ 6 Abs. 5 AStG 
Identifikationsnummer 


An das Finanzamt 2 


Bitte verwenden Sie diesen Vordruck nur für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG, die ab
dem 1. Januar 2022 verwirklicht wurden. 


Jahr 
A. Jährliche Bestätigung des Wohnsitzes und der Zurechnung der An -
teile in Fällen der Besteuerung des Vermögenszuwachses (Wegzugsbe -X steuerung) nach § 6 Absatz 5 AStG bis zum 31. Juli 3 


B. Mitteilung eines nach § 6 Absatz 4 Satz 5 bzw. Satz 7 AStG meldepflichtigen Ereig -
nisses in Fällen der Besteuerung des Vermögenszuwachses (Wegzugsbesteuerung)X 4nach § 6 Absatz 5 AStG 


Angaben zur bzw. zum Erklärenden 


1 = steuerpflichtige Person
2 = Gesamtrechtsnachfolgerin/Gesamtrechtsnachfolger Ich gebe die Mitteilung ab als 


Angaben zur steuerpflichtigen Person 
Bitte geben Sie hier die Daten zur steuerpflichtigen Person an, durch die ein Tatbestand nach § 6 Absatz 1 AStG verwirklicht wurde. 
Name Vorname Geburtsdatum 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


Angaben zur Gesamtrechtsnachfolgerin oder zum Gesamtrechtsnachfolger 
Wenn Sie in Zeile 6 eine „2“ eingetragen haben, geben Sie hier bitte Ihre Daten als Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechts -
nachfolger ein. Ein Nachweis über die Rechtsnachfolge liegt dieser Erklärung bei bzw. wurde bereits vorgelegt. 


Ich bin Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechtsnachfolger von Todes wegen seit dem 


Vorname Name 


Straße Hausnummer Hausnummerzusatz 


Postleitzahl Ort 


Staat 


A. Jährliche Bestätigung des aktuellen Wohnsitzes und der Zurechnung der Anteile nach § 6 Absatz 5 
AStG 


Hiermit erkläre ich, dass ich als steuerpflichtige Person meinen aktuellen Wohnsitz unter der in den Zeilen 8 bis 10 1 = Ja genannten Anschrift habe. 


Hiermit erkläre ich, dass ich als Gesamtrechtsnachfolgerin oder Gesamtrechtsnachfolger meinen aktuellen Wohnsitz 1 = Ja unter der in den Zeilen 13 bis 15 genannten Anschrift habe. 
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1 


2 
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4 


5 


6 


7 


8 


9 


0 


1 


2 


3 


4 


5 


6 


7 


Anteile 


Hiermit bestätige ich, dass die nachstehend aufgeführten Anteile mir als steuerpflichtiger Person (Stpfl.) bzw. Gesamtrechtsnach -
folgerin oder Gesamtrechtsnachfolger von Todes wegen (Erben) zuzurechnen sind. 


Hiermit bestätige ich, dass im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden die nachstehend aufgeführten Anteile
meinem Rechtsnachfolger bzw. meinen Rechtsnachfolgern (Beschenkten) zuzurechnen sind. 


Name und Anschrift des bzw. der Beschenkten (Ein Nachweis über die Rechtsnachfolge liegt dieser Erklärung bei bzw. wurde bereits
vorgelegt.) 


Bezeichnung der Gesellschaft (gegebenen -
falls Wertpapier-Kennnummer) 


Höhe der An -
teile/Stück -
zahl der Akti -
en 7 


Anschaffungskosten 
EUR 


Höhe der kumulierten 
Gewinnausschüttun -
gen/Einlagenrückge -
währ 5 


EUR 


Bestätigung der Zu -
rechnung zum/zu den 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


1 = Stpfl./Erben
2 = Beschenkten 


B. Mitteilung eines nach § 6 Absatz 4 Satz 5 bzw. 7 AStG meldepflichtigen Ereignisses nach § 6 Absatz 5 
AStG 


Das meldepflichtige Ereignis fand zu folgendem Zeitpunkt statt 


Mitteilung der steuerpflichtigen Person oder der Gesamtrechtsnachfolgerin bzw. des Gesamtrechtsnachfolgers 


(auch bei vorübergehender Abwesenheit) 
Hiermit erkläre ich, dass ich in Bezug auf die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile die Jahresrate nicht fristgemäßX entrichtet habe [§ 6 Absatz 4 Satz 5 Nummer 1 (gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 7) AStG]. 


Hiermit erkläre ich, dass ich in Bezug auf die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile die Mitwirkungspflichten nachX § 6 Absatz 5 AStG nicht erfüllt habe [§ 6 Absatz 4 Satz 5 Nummer 2 (gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 7) AStG]. 


Hiermit erkläre ich, dass ich Insolvenz angemeldet habe [§ 6 Absatz 4 Satz 5 Nummer 3 (gegebenenfalls in Verbindung mitX Satz 7) AStG]. 


Hiermit erkläre ich, dass ich die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile veräußert oder übertragen habe bzw. dass im
Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden meine Rechtsnachfolgerin, mein Rechtsnachfolger bzw. meine Rechts -X nachfolger dies getan haben [§ 6 Absatz 4 Satz 5 Nummer 4 (gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 7) AStG]. 


Weitergehende Mitteilungspflichten bei vorübergehender Abwesenheit – Rückkehrerfälle 


Hiermit erkläre ich, dass ich die in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile in ein Betriebsvermögen eingelegt habe oder
im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden meine Rechtsnachfolgerin, mein Rechtsnachfolger bzw. meineX Rechtsnachfolger dies getan haben (§ 6 Absatz 4 Satz 7 in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 1 AStG). 


Hiermit erkläre ich, dass zum Zeitpunkt der Wiederbegründung der unbeschränkten Steuerpflicht das deutsche Besteuerungs -
recht hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der in der nachstehenden Tabelle aufgeführten Anteile nicht in dem Umfang
wie im Zeitpunkt der Beendigung meiner Steuerpflicht wieder begründet wurde (§ 6 Absatz 4 Satz 7 in Verbindung mit Absatz 3X Nummer 3 AStG). 


Hiermit erkläre ich, dass meine Absicht oder im Fall der unentgeltlichen Rechtsnachfolge unter Lebenden die Absicht meiner
Rechtsnachfolgerin, meines Rechtsnachfolgers bzw. meiner Rechtsnachfolger zur Rückkehr nach § 6 Absatz 4 Satz 7 AStG nichtX mehr fortbesteht. 


Anteile 


Höhe der Anteile/Stückzahl der Aktien Bezeichnung der Gesellschaft (gege - Verkaufspreis 
7benenfalls Wertpapier-Kennnummer) Verkauft/Übertragen am EUR 


Mitteilung zu Gewinnausschüttungen und zur Einlagenrückgewähr (auch bei vorübergehender Abwesenheit) 
Hiermit erkläre ich, dass Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr erfolgten, deren gemeiner Wert insgesamt mehr
als ein Viertel des Werts im Sinne des § 6 Absatz 1 AStG betrug [§ 6 Absatz 4 Satz 5 Nummer 5 (gegebenenfalls in Verbindung
mit Satz 7) AStG]. 5 X 
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38 


39 


40 


41 


42 


25 %Gemeiner Wert zum Zeit -
Höhe der An - überstei -punkt der Verwirklichung des Höhe der kumulierten
teile/Stück - genderTatbestands nach § 6 Ab - Gewinnausschüttun -
zahl der Akti - Anteil 6Bezeichnung der Gesellschaft (gegebenenfalls satz 1 AStG gen/Einlagenrückgewähr
en 7Wertpapier-Kennnummer) ProzentEUR EUR 


Ergänzende Angaben zu Abschnitt A. und/oder B. 
Über die Angaben in Abschnitt A. und/oder B. hinaus sind weitere oder abweichende Angaben zu berücksichtigen.
Diese ergeben sich aus der beigefügten Anlage, welche mit der Überschrift „Ergänzende Angaben zur ASt - Mittei - 1 = Ja lung § 6 Abs. 5 AStG“ gekennzeichnet ist. 


Unterschrift zu Abschnitt A. und/oder B. 
Datenschutzhinweis: 


Die mit der jährlichen Bestätigung und der Mitteilung angeforderten Daten werden aufgrund des § 6 Absatz 5 AStG erhoben. 


Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre Rechte nach der Daten -
schutz-Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informations -
schreiben der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik „Datenschutz“)
oder erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt. 


Bei der Anfertigung dieser Erklärung hat mitgewirkt 


Ort, Datum eigenhändige Unterschrift 



http://www.finanzamt.de/
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Verfügung 


– Nur vom Finanzamt auszufüllen – 


Grunddaten prüfen 


Erledigt (Datum / Nz.) 


X Es ist nichts zu veranlassen. 


X Die folgende gewährte Stundung (Ratenzahlung) entfällt. 


Stundung der Einkommensteuer
des Jahres 


Höhe der noch nicht entrich -
teten Steuer 


Euro Steuer wird fällig am 


X Der Steuerpflichtige wurde darüber informiert. 


X Für die auf Antrag nach § 6 Absatz 4 Satz 7 AStG gewährte Stundung sind nach § 6 Ab -
satz 4 Satz 8 AStG Zinsen zu erheben (bei Verzicht auf Jahresraten). 


Stundung der Einkommensteuer des Jahres Stundung gewährt am 


X Die folgende Einkommensteuerfestsetzung ist nach § 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AO
zu ändern. 


Einkommensteuerfestsetzung des Jahres 


X 


Z. d. A./Wv. im Folgejahr 


Datum SGL Bearb. 







 


Anleitung zur ASt – Mitteilung § 6 Abs. 5
AStG 


Allgemeine Hinweise 


Bitte verwenden Sie diesen Vordruck nur für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG, die ab dem 1. Januar 2022 
verwirklicht wurden. Für Tatbestände nach § 6 Absatz 1 AStG alte Fassung, die bis einschließlich 31. Dezember 
2021 verwirklicht wurden, verwenden Sie bitte den Vordruck „ASt - Mitteilung § 6 Abs. 7 AStG alte Fassung“. 


Besondere Hinweise 


1 Anzugeben ist die Steuernummer des Einkommensteuerbescheides, in dem der Vermögenszuwachs nach § 6 
AStG besteuert wurde. In den Fällen der Gesamtrechtsnachfolge von Todes wegen ist die Steuernummer bzw. 
die Identifikationsnummer der Rechtsvorgängerin oder des Rechtsvorgängers einzutragen. 


2 Der Vordruck ist nach § 6 Absatz 5 AStG bei dem Finanzamt einzureichen, das für die Besteuerung des Vermö -
genszuwachses nach § 19 Abgabenordnung zuständig gewesen ist und die Stundung (Ratenzahlung) ausge -
sprochen hat, es sei denn, die Zuständigkeit wurde im Wege einer Zuständigkeitsvereinbarung nach § 27 Abga -
benordnung auf ein anderes Finanzamt übertragen. 


3 Die „Bestätigung des Wohnsitzes und der Zurechnung der Anteile“ ist nach § 6 Absatz 5 Satz 3 AStG jährlich 
bis spätestens zum 31. Juli einzureichen. Tragen Sie bitte in Zeile 4 auch das Jahr ein, für das diese Bestäti -
gung abgegeben wird. 


Die Nichtabgabe dieser Bestätigung führt zur Beendigung der Stundung (Ratenzahlung) nach § 6 Absatz 4 
Satz 5 Nummer 2 in Verbindung mit § 6 Absatz 5 AStG. Die noch nicht entrichtete Steuer ist nach § 6 Absatz 4 
Satz 5 AStG innerhalb eines Monats fällig. 


4 Die „Mitteilung eines nach § 6 Absatz 4 Satz 5 bzw. 7 AStG meldepflichtigen Ereignisses“ nach Teil B ist nach 
§ 6 Absatz 5 Satz 2 AStG innerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen Ereignis zu erstatten. 


Bei Verwirklichung eines meldepflichtigen Ereignisses ist die noch nicht entrichtete Steuer (gegebenenfalls an -
teilig) nach § 6 Absatz 4 Satz 5 AStG innerhalb eines Monats fällig. 


Eine aufgrund vorübergehender Abwesenheit nach § 6 Absatz 4 Satz 7 AStG gewährte Stundung (Ratenzah -
lung) entfällt (gegebenenfalls anteilig), soweit eines der nach § 6 Absatz 4 Satz 5 AStG meldepflichtigen Ereig -
nisse verwirklicht wurde, die Steuer nach § 6 Absatz 3 AStG nicht mehr entfallen kann oder dem Finanzamt der 
Wegfall der Rückkehrabsicht mitgeteilt wurde. Sofern auf Antrag nach § 6 Absatz 4 Satz 7 AStG auf die Erhe -
bung von Jahresraten verzichtet wurde, sind in diesen Fällen für den Stundungszeitraum Stundungszinsen 
nach § 6 Absatz 4 Satz 8 AStG zu zahlen. 


5 Stundungen nach § 6 Absatz 4 AStG entfallen und die Steuer wird innerhalb eines Monats fällig, soweit Ge -
winnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr erfolgen und soweit deren gemeiner Wert insgesamt mehr 
als ein Viertel des gemeinen Wertes zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Tatbestands im Sinne des § 6 Ab -
satz 1 AStG beträgt. 


6 Sind Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr von insgesamt mehr als 25 Prozent des der Ver -
mögenszuwachsbesteuerung zugrunde gelegten gemeinen Wertes der Anteile erfolgt, tragen Sie hier bitte den 
auf den gemeinen Wert bezogenen prozentualen Anteil der Gewinnausschüttungen oder der Einlagenrückge -
währ aus Spalte 4 ein, der 25 Prozent übersteigt. 


7 Wenn Sie die Höhe der Anteile in Prozent angeben, tragen Sie bitte ein Prozentzeichen ein. 


Anleitung Mitteilung § 6 Abs. 5 AStG - Juni 2024 






































































































































































































Finanzgericht Münster, 6 K 2094/22 E


08.03.2023


Finanzgericht Münster


6. Senat


Urteil


6 K 2094/22 E


ECLI:DE:FGMS:2023:0308.6K2094.22E.00


Datum:


Gericht:


Spruchkörper:


Entscheidungsart:


Aktenzeichen:


ECLI:


 
Finanz- und AbgaberechtSachgebiet:


 
Tenor:


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger.


Die Revision wird zugelassen.


 
T a t b e s t a n d


Streitig ist die Höhe des Zinssatzes gem. § 238 der Abgabenordnung (AO) für die
Festsetzung von Aussetzungszinsen i.S. des 237 AO.


Aufgrund eines zwischen den Beteiligten geführten Rechtsstreits betreffend die
Einkommensteuer sowie Solidaritätszuschlag des Jahres 2012 setzte der Beklagte die
festgesetzte Steuer sowie den festgesetzten Solidaritätszuschlag i.H.v. 22.600,00 €, bzw.
1.350,00 € auf Antrag des Klägers ab Fälligkeit von der Vollziehung aus. Der Rechtsstreit
(Einspruchsverfahren sowie anschließendes Klageverfahren) endete mit einer am 15.04.2021
getroffenen tatsächlichen Verständigung im Rahmen einer unter dem Aktenzeichen 6 K
545/16 E anhängigen Klage. Die Klage hatte hinsichtlich des Einkommensteuerbescheids
2012 keinen Erfolg.


Mit Bescheid vom 07.06.2021 setzte der Beklagte unter Berücksichtigung eines Zinslaufs
vom 22.09.2014 bis zum 15.04.2021 (78 volle Monate) und eines Zinssatzes i.H.v. 0,5 % pro
Monat Aussetzungszinsen zur Einkommensteuer 2012 i.H.v. 8.814,00 € sowie zum
Solidaritätszuschlag 2012 i.H.v. 526,00 € fest.
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Hiergegen wandte sich der Kläger mit Einspruch vom 14.06.2021. Der Einspruch richtete sich
zunächst gegen die Höhe des Zinssatzes und ruhte antragsgemäß wegen
verfassungsrechtlicher Bedenken. Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) in den Verfahren 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 (Beschluss vom 08.07.2021,
Veröffentlichung am 18.08.2021, BVerfGE 158, 282) wurde das Einspruchsverfahren wieder
aufgenommen. Der Beklagte setzte den Kläger mit Schreiben vom 14.03.2022 hierüber in
Kenntnis. Daraufhin teilte der Kläger mit, er wende sich nunmehr gegen die Verzinsung,
soweit der Zeitraum nach dem 31.12.2018 betroffen sei.


Der Beklagte wies den Einspruch mit Einspruchsentscheidung vom 10.08.2022 als
unbegründet zurück. Die Aussetzungszinsen seien hinsichtlich des gesamten
Verzinsungszeitraums nicht zu beanstanden. Der Zinssatz betrage 0,5 % pro Monat. Zwar
habe das BVerfG entschieden, dass § 233a AO i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO mit Art. 3
Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) unvereinbar sei, soweit der Zinsberechnung für die
Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2014 ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt
werde. Nach dem BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 – 1 BvR 2237/14, BVerfGE 158, 282
Rn. 242 komme eine Erstreckung der Unvereinbarkeitserklärung auf die anderen
Verzinsungstatbestände nach der AO zulasten der Steuerpflichtigen, namentlich auf
Stundungs-, Hinterziehungs- und Aussetzungszinsen nicht in Betracht. Die vom BVerfG
geforderte gesetzliche Anpassung des Zinssatzes für Verzinsungszeiträume ab dem
01.01.2019 gelte nur für Zinsen nach § 233a AO und erstrecke sich nicht auf
Aussetzungszinsen.


Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner am 30.08.2022 erhobenen Klage und führt zur
Begründung aus, dass der streitgegenständliche Zinsbescheid rechtswidrig sei, soweit Zinsen
i.H.v. 3.232,75 € ab dem 01.01.2019 angefallenen und festgesetzt worden seien. Das BVerfG
habe in seinem Beschluss vom 08.07.2021 über die Höhe des Zinssatzes nach § 238 Abs. 1
Satz 1 AO i.V.m. §§ 234 - 237 AO ausdrücklich nicht entschieden, sondern diesen nur in
einem obiter dictum erwähnt. Es habe insoweit eine eigenständige, spätere
verfassungsrechtliche Wertung für notwendig angesehen. Das BVerfG habe zu den
Regelungen der §§ 234, 235 und 237 AO nur im Rahmen der Unvereinbarkeitserklärung ab
dem 01.01.2014 eine Aussage getroffen. Für den Zeitraum ab dem 01.01.2019 lasse es die
anderen Verzinsungsregeln unerwähnt. Hieraus ziehe der Kläger den Rückschluss, dass
auch die anderweitigen Verzinsungsregelungen ab dem 01.01.2019 nicht mehr
verfassungskonform seien. Denn dem Nachteil von 6 % Zinsen stehe bis zum 31.12.2018 der
Vorteil der Verzinsung von Steuerguthaben i.H.v. ebenfalls 6 % gegenüber. Für die Zeit
danach gelte diese Ausgewogenheit nicht.


Bei Zahlung von streitigen Steuerschulden und Finanzierung durch Banken seien die dort zu
leistenden Zinsen höher als das, was der Kläger im Falle des Obsiegens erlangen würde.
Zudem seien nicht alle Steuererstattungen mit Guthabenzinsen belegt, mit der Folge, dass
selbst im Fall des Obsiegens und einer Vorfinanzierung durch die Bank ein nicht
unerheblicher Zinsnachteil verbleibe.


Das System sei in sich unschlüssig. Aussetzungszinsen erlangten hierdurch den Charakter
einer Strafe dafür, dass der Steuerpflichtige den Steuerbetrag nicht entrichte. Der
Bundesfinanzhof (BFH) teile diese Zweifel, soweit es um den in Säumniszuschlägen
verankerten Zinssatz gehe. Insoweit verweist der Kläger auf den Beschluss des BFH vom
23.05.2022 - V B 4/22, BFH/NV 2022, 808.


Ergänzend trägt der Kläger mit Schreiben vom 24.02.2023 vor, Aussetzungszinsen  dienten
auch nach der Rechtsprechung des BFH dazu, typisierend unterstellte Liquiditätsvorteile
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abzuschöpfen. Diese definierten sich nur durch den Kapitalmarkt. Zivilrechtlich seien
Rechtsgeschäfte die ein Zinsniveau ausweisen, das doppelt so hoch ist wie das marktübliche
Zinsniveau, aufgrund von Wucher nichtig. Wucher stelle gemäß § 291 Abs. 1 des
Strafgesetzbuchs (StGB) sogar eine Straftat dar.


Sofern 6 % Zinsen p.a. zum Zweck der Abschöpfung von Liquiditätsvorteilen
verfassungsrechtlich bedenklich seien, müsse diese allgemeine Erkenntnis für alle
Liquiditätsvorteile eines Steuerpflichtigen gelten und zwar unabhängig davon, ob es sich nur
um bestimmte, konkret umschriebene Liquiditätsvorteile handelt und ob die Steuern fällig sind
oder nicht. Es sei nicht ersichtlich, warum ein Zinssatz von 6 % im Zivilrecht „null und nichtig“
bzw. strafrechtlich sanktioniert sei und im Steuerrecht zugunsten des Staates dagegen
unsanktioniert fortwirke.


Der Zinssatz von 6 % verstoße gegen den Grundsatz der Einheitlichkeit der Rechtsordnung.
Hiernach dürfte die Frage, ob Zinsen verfassungskonform sind oder nicht, nur einheitlich für
alle Rechtsgebiete mit einem „ja oder nein“ beantwortet werden. Der Grundsatz der Einheit
der Rechtsordnung schließe Strafsanktionen für gesetzeskonformes Verhalten zwingend aus.
Das Verständnis des Beklagten durchbreche das Gebot der Einheitlichkeit und
Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung, denn es würde eine rechtliche
Zweiklassengsellschaft entstehen lassen. Es gäbe die „guten“ Steuerzahler die bereit sind,
ohne Inanspruchnahme des Staates strittige Steuern aus eigener Kraft zu zahlen, die u.U. zu
hoch sind und „schlechte“, die wegen Ablehnung durch den Kapitalmarkt wirtschaftlich
gesehen auf das zu hohe „Zinsangebot“ des Staates zurückkommen müssen. Dabei sei auch
zu berücksichtigen, dass die Banken tatsächlich nur unter engen Bedingungen Kredite für
Steuerschulden vergäben.


Die Auffassung des Beklagten führe dazu, dass der, der eine Steuerordnungswidrigkeit
begehe, im Rahmen einer verspäteten Steuerfestsetzung den günstigen
Nachzahlungszinssatz nach § 233a AO n.F. für sich beanspruchen könne, während der
redliche Steuerzahler, der seine steuerlichen Verpflichtungen fristgerecht erfüllt und über
einen Rechtsbehelf Aussetzung der Vollziehung erlangt, mit einem nicht marktüblichen
Strafzins i.H.v. 6 % p.a. belegt werde. Diese Ungleichbehandlung sei nicht gerechtfertigt.


Die Anwendung eines Zinssatzes von 6 % widerspreche dem Grundsatz, dass
Rechtsbehelfs- und Annexverfahren unentgeltlich sind.


Im Übrigen wird auf das Schreiben des Klägers vom 24.02.2023 verwiesen.


Der Kläger beantragt,


den Bescheid über die Festsetzung von Aussetzungszinsen zur Einkommensteuer 2012 vom
07.06.2021, in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 10.08.2022, dahingehend zu ändern,
dass die Aussetzungszinsen zur Einkommensteuer 2012 um 3.051,00 € auf 5.763,00 € und
die Aussetzungszinsen zum Solidaritätszuschlag 2012 um 181,75 € auf 344,25 €
herabgesetzt werden,


hilfsweise für den Fall des Unterliegens die Revision zuzulassen.


Der Beklagte beantragt,


die Klage abzuweisen,


hilfsweise für den Fall des Unterliegens die Revision zuzulassen.
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Der Beklagte verweist auf die Einspruchsentscheidung vom 10.08.2022. Darüber hinaus trägt
er vor, dass das Finanzamt nicht befugt sei, über eine mögliche Verfassungswidrigkeit einer
Norm zu entscheiden, sodass sich eine weitere Stellungnahme erübrige.


Mit Schreiben vom 03.02.2023 ergänzt der Beklagte seinen Vortrag dahingehend, dass der
Kläger durch Beantragung der Aussetzung der Vollziehung das Risiko eingegangen sei, dass
er bei einem möglichen Obsiegen des Finanzamtes im Hauptverfahren Aussetzungszinsen
zahlen müsse. Durch Zahlung der geschuldeten Beträge habe der Kläger den
Aussetzungszeitraum verkürzen können.


Der Sinn und Zweck der Aussetzungszinsen liege auch darin zu verhindern, dass die
Führung derartiger Prozesse für den Prozessführenden finanziell vorteilhaft ist. Für das
gerichtliche Verfahren solle verhindert werden, dass die Prozesskosten geringer seien als der
Zinsvorteil, der dem letztlich unterliegenden Kläger infolge der Aussetzung der Vollziehung
und der damit bedingten späteren Zahlung erwachse. Schließlich stellten die
Aussetzungszinsen den Gegenpart zu den Prozesszinsen (§ 236 AO) dar, welche zugunsten
des obsiegenden Klägers gemäß § 238 Abs. 1 AO ebenfalls mit 0,5 % pro Monat berechnet
würden.


Im Übrigen verweist der Beklagte auf die Beschlüsse des BFH vom 20.09.2022 - II B 3/22
sowie vom 28.10.2022 - VI B 15/22, VI B 27/22, VI B 31/22, VI B 35/22, VI B 38/22 und VI B
48/22 zur Verfassungsmäßigkeit von Säumniszuschlägen.


Der Senat hat in der Sache am 08.03.2023 mündlich verhandelt. Auf die Sitzungsniederschrift
wird verwiesen. Im Übrigen wird auf die Verwaltungsakte sowie die Gerichtsakte Bezug
genommen.


E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e


A. Die zulässige Klage ist nicht begründet. Der Zinsbescheid vom 07.06.2021 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 10.08.2022 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in
seinen Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung - FGO).


I. Gemäß § 237 Abs. 1, 2 AO ist der geschuldete (Steuer) Betrag, hinsichtlich dessen die
Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsakts ausgesetzt wurde, zu verzinsen, soweit ein
Einspruch oder eine Anfechtungsklage gegen einen Steuerbescheid oder gegen eine
Einspruchsentscheidung über diesen Verwaltungsakt endgültig keinen Erfolg gehabt hat.
Zinsen werden erhoben vom Tag des Eingangs des außergerichtlichen Rechtsbehelfs bei der
Behörde, deren Verwaltungsakt angefochten wird, oder vom Tag der Rechtshängigkeit beim
Gericht an bis zum Tag, an dem die Aussetzung der Vollziehung endet. Ist die Vollziehung
erst nach dem Eingang des außergerichtlichen Rechtsbehelfs oder erst nach der
Rechtshängigkeit ausgesetzt worden, so beginnt die Verzinsung mit dem Tag, an dem die
Wirkung der Aussetzung der Vollziehung beginnt.


Die Zinsen betragen gemäß § 238 Abs. 1 AO für jeden Monat 0,5 %. Sie sind von dem Tag
an, an dem der Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen; angefangene Monate
bleiben außer Ansatz.


II. Unter Berücksichtigung dieser Regelungen hat der Beklagte, was zwischen den Beteiligten
zu Recht unstreitig ist, einen Zinslauf von 78 Monaten ermittelt und unter Anwendung des
Zinssatzes i.S. des § 238 Abs. 1 Satz 1 AO Aussetzungszinsen i.H.v. 9.340,00 € festgesetzt.
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Der Kläger wendet sich gegen diese Festsetzung, soweit sie den Zeitraum 01.01.2019 bis
15.04.2021 (28 Monate) betrifft und vertritt die Ansicht, dass der angewandte Zinssatz von
0,5 % pro Monat insoweit verfassungswidrig sei.


Dem vermag sich der Senat nicht anzuschließen.


III. Die Höhe der Aussetzungszinsen von 0,5 % je Monat verstößt nicht gegen den
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.


1. Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 08.07.2021 – 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17
(BVerfGE 158, 282) entschieden, dass die Anwendung des § 233a i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1
AO zu einer verfassungsrechtlich relevanten Ungleichbehandlung innerhalb der Gruppe der
Steuerpflichtigen führe, die dem Fiskus aufgrund einer Steuerfestsetzung einen bestimmten
Steuerbetrag schulden. Steuerschuldner, deren Steuer erst nach Ablauf der Karenzzeit
festgesetzt wird, würden gegenüber Steuerschuldnern, deren Steuer innerhalb der Karenzzeit
festgesetzt wird, ungleich behandelt. Diese Ungleichbehandlung erweise sich gemessen am
allgemeinen Gleichheitssatz für in das Jahr 2014 fallende Verzinsungszeiträume als
verfassungswidrig.


Zum Rechtfertigungsmaßstab in Bezug auf die benannte Ungleichbehandlung hat das
BVerfG dabei auf das strengere Verhältnismäßigkeitsprinzip (in Abgrenzung zur
Willkürprüfung) zurückgegriffen mit der Begründung, dass das Differenzierungskriterium des
Zeitpunktes der (zutreffenden) Steuerfestsetzung nicht in der Hand des Steuerpflichtigen
liege (Rz.118). Für Zeiträume ab dem 01.01.2014 hat das BVerfG den angewandten Zinssatz
im Rahmen der Vollverzinsung für nicht mehr erforderlich und damit verfassungswidrig
erachtet.


2. Überträgt man diese verfassungsrechtliche Prüfung (verfassungsrechtlich relevante
Ungleichbehandlung, Rechtfertigung der Ungleichbehandlung) auf die Aussetzungszinsen
i.S. des § 237 AO, so ist ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG nicht ersichtlich.


3. So stellt sich bereits auf Ebene der verfassungsrechtlich relevanten Ungleichbehandlung
die Frage der maßgeblichen Vergleichsgruppen. Eine verfassungsrechtlich relevante
Ungleichbehandlung liegt nämlich nur dann vor, wenn wesentlich Gleiches ungleich und
wesentlich Ungleiches gleich behandelt wird (vgl. BVerfG-Urteil vom 16.03.1955 – 2 BvK
1/54, BVerfGE 4, 144; vgl. hierzu in Bezug auf die Säumniszuschläge BFH-Urteil vom
23.08.2022 - VII R 21/21, juris Rn. 30 ff.).


a. Als Vergleichsgruppen kommen dabei sowohl Steuerpflichtige, deren Steuern von der
Vollziehung ausgesetzt waren und deren Rechtsbehelf erfolglos geblieben ist und
Steuerpflichtige, die keine Aussetzung der Vollziehung erhalten oder beantragt haben und die
ihre Steuern zum ursprünglichen Fälligkeitszeitpunkt fristgerecht gezahlt haben, in Betracht.
Diese Vergleichsgruppen werden insoweit ungleich behandelt, als dass die eine Gruppe
Aussetzungszinsen zu leisten hat, während die andere keine Aussetzungszinsen zu leisten
hat.


b. Weiterhin können Steuerpflichtige, die Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a
AO zu leisten haben oder erhalten, denjenigen Steuerpflichtigen gegenübergestellt werden,
die Stundungs-, Hinterziehungs- und Aussetzungszinsen nach den §§ 234, 235 und 237 AO
zu zahlen haben (so Urteil des FG München vom 07.09.2022 – 15 K 358/22, juris). Auch
diese Vergleichsgruppen werden in Bezug auf die Höhe des Zinssatzes ungleich behandelt.
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c. Letztlich rügt der Kläger eine Ungleichbehandlung von Steuerpflichtigen, die
Aussetzungszinsen zu zahlen haben und solchen Personen, die zivilrechtlich eine Zahlung
von Zinsen i.H.v. 6 % jährlich vereinbart haben.


4. In Bezug auf all diese Gruppen mangelt es nach Auffassung des Senats bereits an der
Vergleichbarkeit. Die genannten Gruppen sind nicht „wesentlich gleich“. So sind gemäß §
233a AO zinszahlungspflichtige Steuerschuldner nicht mit Steuerschuldnern vergleichbar, die
Aussetzungszinsen zu zahlen haben, da der Anfall von Aussetzungszinsen nicht durch eine
etwaige Verzögerung der Finanzbehörden veranlasst wird, sondern allein durch die
Steuerpflichtigen, die die Aussetzung der Vollziehung in Anspruch nehmen und
schlussendlich mit ihrem Rechtsbehelf nicht durchdringen.


An einer Vergleichbarkeit fehlt es auch in Bezug auf Steuerpflichtige, deren Steuern von der
Vollziehung ausgesetzt waren und deren Rechtsbehelf erfolglos geblieben ist und
Steuerpflichtige, die keine Aussetzung der Vollziehung erhalten oder beantragt haben und die
ihre Steuern zum ursprünglichen Fälligkeitszeitpunkt fristgerecht gezahlt haben. Denn auch
diese Gruppen unterscheiden sich maßgeblich dadurch, dass ausschlaggebend für die
Entstehung der Aussetzungszinsen ein (bewusstes) Verhalten der späteren Zinsschuldner ist.


Letztlich unterscheiden sich Zinsschuldner i.S. des § 237 Abs. 1, 2 AO von Personen, die
sich zivilrechtlich zur Zinszahlung verpflichtet haben, bereits dadurch, dass die
entsprechenden Regelungen, die die Zinszahlung anordnen oder regulieren verschiedenen
Rechtsgebieten, namentlich dem öffentlichen Recht sowie dem Zivilrecht entstammen und
diese Rechtsgebiete grundlegend unterschiedliche Zwecke erfolgen. Während das
Steuerrecht in erster Linie fiskalischen Zwecken dient (vgl. BVerfG, Beschluss vom
26.03.1969 – 1 BvR 512/66, BVerfGE 25, 309), regelt das Zivilrecht die Rechtsbeziehungen
der Bürger untereinander. Demnach begrenzen die Regelungen des Zivilrechts lediglich das,
was zwischen zwei Privatpersonen grundsätzlich frei verhandelbar ist. Das Steuerrecht und
damit auch die Erhebung von Zinsen auf Steuernachforderungen soll demgegenüber dazu
dienen, die (effektive) Finanzierung des Staates sicherzustellen.


In diesem Sinne versteht auch das BVerfG Zivil- und Steuerrecht als zwei nebengeordnete
Rechtsgebiete, die denselben Sachverhalt aus unterschiedlichen Perspektiven bewerten
(Hey, in DStJG 2001, S. 155, 163 mit Verweis auf BVerfG-Beschluss vom 27.12.1991 – 2
BvR 72/90, BStBl II 1992, 212). Einen zwingenden Gleichlauf zwischen fiskalisch
ausgerichtetem Steuerrecht und Zivilrecht gibt es nicht, sodass im Rahmen der Einheitlichkeit
der Rechtsordnung keine Verpflichtung besteht, Sachverhalte gleich zu behandeln.


5. Selbst wenn die genannten Gruppen wesentlich gleich sein sollten, so wäre die jeweilige
Ungleichbehandlung jedenfalls gerechtfertigt.


a. Denn die hier benannten Ungleichbehandlungen sind auf Rechtfertigungsebene bereits
nicht am strengen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, sondern am Willkürverbot zu messen.
Ursächlich hierfür ist, dass die Verwirklichung des § 237 AO anders als § 233a AO von einem
Verhalten des Steuerpflichtigen abhängt (vgl. BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 - 1 BvR
2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282, Rn. 116 ff. u. 242 f.). Es liegt in der Hand des
Steuerpflichtigen, die Aussetzung der Vollziehung in Anspruch zu nehmen. Selbst bei
Gewährung der Aussetzung der Vollziehung von Amts wegen besteht die Möglichkeit, die
Steuern zu entrichten. Andere Kriterien, die zu einer Verschärfung des
Rechtfertigungsmaßstabs führen können, sind weder ersichtlich noch hat das BVerfG sie in
Bezug auf den Zinssatz des § 238 Abs. 1 AO gesehen (vgl. BVerfG-Beschluss vom
08.07.2021 - 1 BvR 2237/14, BVerfGE 158, 282 Rn. 117).
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b. Verboten ist dem Gesetzgeber danach lediglich die willkürlich ungleiche Behandlung von
Sachverhalten, die in wesentlichen Punkten gleich sind. Welche Sachverhaltselemente so
wichtig sind, dass ihre Verschiedenheit eine Ungleichbehandlung rechtfertigt, unterliegt
regelmäßig seiner Entscheidung. Der Spielraum des Gesetzgebers endet erst dort, wo die
ungleiche Behandlung nicht mehr mit einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten
Betrachtungsweise vereinbar ist, wo mit anderen Worten ein sich aus der Natur der Sache
ergebender oder sonst sachlich einleuchtender Grund für die gesetzliche Differenzierung fehlt
(vgl. z.B. BVerfG-Urteil vom 22.11.2000 – 1 BvR 2307/94, BVerfGE 102, 254).


c. Eine solche willkürliche Ungleichbehandlung der Vergleichsgruppen ist vorliegend nicht
ersichtlich. Denn die Verzinsung und damit auch die Anwendung des Zinssatzes knüpft an
einen Antrag des Steuerpflichtigen, der ausschließlich im Falle der Erfolglosigkeit seines
Rechtsbehelfs die Folgen seines selbst gestellten Antrags zu tragen hat. Soweit der
Rechtsbehelf hingegen Erfolg hat, fallen keine Aussetzungszinsen an. Belastet wird damit nur
der, dessen Steuerfestsetzung (aus formellen oder materiellen Gründen) nicht zu ändern ist,
der dies aber in Frage gestellt und sich durch Beantragung der Aussetzung der Vollziehung
dem Zinsrisiko ausgesetzt hat. Dies gilt auch ganz unabhängig davon, ob Zinszeiträume ab
2014 oder ab 2019 betroffen sind.


Soweit die Aussetzung der Vollziehung von Amts wegen gewährt wird, besteht ebenfalls die
Möglichkeit, die Steuer zu entrichten, um so die Entstehung von Aussetzungszinsen zu
verhindern. Macht der Steuerpflichtige hiervon keinen Gebrauch, setzt er sich ebenfalls aus
eigenem Entschluss dem Zinsrisiko aus.


d. Darüber hinaus hat das BVerfG unter Abschnitt des D. seines Beschlusses vom
08.07.2021 – 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282 die Verfassungswidrigkeit
des § 233a i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO, soweit er auf Verzinsungszeiträume ab dem
01.01.2014 (und fortlaufend) zur Anwendung gelangt, festgestellt. Im gleichen Abschnitt hat
es unter Rn. 243 ausgeführt, dass die zu § 233a i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO getroffene
Unvereinbarkeitserklärung auf die anderen Verzinsungstatbestände nicht in Betracht kommt.
Wenn aber für Zeiträume ab dem 01.01.2014 eine Übertragung der
Unvereinbarkeitserklärung nicht in Betracht kommt, erschließt sich nicht, wieso ab dem
01.01.2019 etwas anderes gelten könnte. Der Beschluss des BVerfG enthält hierzu keinerlei
Anhaltspunkte.


IV. Die Höhe des Aussetzungszinsen verletzt ferner nicht das Rechtsstaatsprinzip nach Art.
20 Abs. 3 GG wegen eines Verstoßes gegen das Übermaßverbot.


1. Der aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG folgende Anspruch des Steuerpflichtigen,
nur im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung zur Leistung von Steuern und steuerlichen
Nebenleistungen herangezogen zu werden, ermöglicht es ihm auch, hierbei die
Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips einzufordern. Der Steuerpflichtige darf
nicht zu einer unverhältnismäßigen Abgabe herangezogen werden (vgl. BVerfG-
Nichtannahmebeschluss vom 03.09.2009 - 1 BvR 2539/07, BFH/NV 2009, 2115).


2. Die Höhe der Aussetzungszinsen ist auch in einer Niedrigzinsphase durch den vom
Gesetzgeber intendierten Zweck der Norm gedeckt.


§ 237 AO bildet das Gegenstück zu § 236 AO und soll verhindern, dass außergerichtliche
Rechtsbehelfsverfahren und Steuerprozesse ohne ernsthafte Erfolgschancen geführt werden,
nur um die Fälligkeit hinauszuschieben (BFH-Urteil vom 10.10.2012 - VIII R 56/10, BFHE
238, 530, BStBl II 2013, 107). Dem Steuerpflichtigen sollen die Zinsvorteile aus der - wie im
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Nachhinein festgestellt - unberechtigt in Anspruch genommenen Aussetzung genommen
werden (vgl. BFH-Urteil vom 22.05.2007 - X R 26/05, BFH/NV 2007, 1817). Wie im Fall der
Stundung hat der Steuerpflichtige die Wahl, die Möglichkeit eines „staatlichen Steuerkredits“
zu nutzen und diesen mit 6 % jährlich zu verzinsen oder auf den „Steuerkredit“ zu verzichten
und die Steuerschuld aus eigenem Vermögen oder einem für ihn günstigen Bankkredit zu
zahlen. Mit der Entscheidung gegen den Steuerpflichtigen steht fest, dass er die
Steuerschuld zu dem ursprünglichen Fälligkeitszeitpunkt zu entrichten hatte. Weil ihm der
Gebrauch des Kapitals, ohne Bonitätsprüfung, bis zur rechtskräftigen Entscheidung
überlassen worden ist, hat der Steuerpflichtige die Aussetzungszinsen als Gegenleistung zu
zahlen (vgl. BFH-Beschluss vom 10.10.1986 – I B 121/86, BFHE 149, 6, BStBl II 1987, 389).
Darüber hinaus betragen die Prozesszinsen i.S. des § 236 AO aber auch nach Einführung
des § 238 Abs. 1a AO weiterhin 0,5 % je Monat, sodass ein Gleichlauf zwischen
Prozesszinsen und Aussetzungen besteht.


B. Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.


C. Die Revision wird zugelassen. Eine höchstrichterliche Entscheidung zur Frage der
Verfassungsmäßigkeit der Aussetzungszinsen liegt soweit ersichtlich bisher nicht vor (§ 115
Abs. 2 Nr. 2 FGO).
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Finanzgericht Münster, 3 V 2464/22


10.02.2023


Finanzgericht Münster


3. Senat


Beschluss


3 V 2464/22


ECLI:DE:FGMS:2023:0210.3V2464.22.00


Datum:


Gericht:


Spruchkörper:


Entscheidungsart:


Aktenzeichen:


ECLI:


 
Finanz- und AbgaberechtSachgebiet:


 
Tenor:


Der Antrag wird abgelehnt.


Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens.


 


Gründe:
I.


Der Antragsteller begehrt die Aussetzung der Vollziehung von Aussetzungszinsen zur
Erbschaftsteuer. Er hegt verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Höhe der
Aussetzungszinsen.


Der Antragsgegner setzte gegenüber dem Antragsteller mit Bescheid vom 24.03.2021
Aussetzungszinsen zur Erbschaftsteuer in Höhe von insgesamt 15.732 EUR fest. Der zu
verzinsende Betrag belief sich auf 82.800 EUR. Er wurde mit 0,5 v. H. pro Monat über einen
Zeitraum vom 20.12.2017 bis zum 18.02.2021 verzinst, wobei der Antragsgegner von einem
Zinszeitraum von 38 vollen Monaten ausging. Der Antragsgegner erläuterte, der Einspruch
gegen die Feststellung des Grundbesitzwertes habe nur teilweise Erfolg gehabt, der
Erbschaftsteuerbescheid für den Antragsteller als Erwerber nach Frau S. O. sei geändert
worden.


Den gegen den Bescheid vom 24.03.2021 wegen der Höhe des Zinssatzes erhobenen
Einspruch wies der Antragsgegner nach Ergehen der Entscheidung des BVerfG vom
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08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282) mit Einspruchsentscheidung
vom 02.09.2022 zurück. Die dagegen am 19.09.2022 erhobene Klage ist unter dem
Aktenzeichen 3 K 2249/22 beim Finanzgericht Münster anhängig.


Der Antragsteller beantragte Mitte September 2022 beim Antragsgegner, den angefochtenen
Zinsfestsetzungsbescheid von der Vollziehung auszusetzen. Das lehnte der Antragsgegner
am 11.10.2022 ab. Zur Begründung führte er aus, es seien keine ernstlichen Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides ersichtlich. Da es um die Frage der
Verfassungswidrigkeit eines formell ordnungsgemäß zustande gekommenen Gesetzes gehe,
sei ein besonderes berechtigtes Interesse an der Aussetzung der Vollziehung erforderlich, für
welches im Streitfall weder Gründe vorgetragen noch anderweitig ersichtlich seien. Überdies
sei die Höhe der Aussetzungszinsen (§ 237 der Abgabenordnung – AO –) nicht
verfassungswidrig. Das BVerfG habe in seiner Entscheidung vom 08.07.2021 (1 BvR
2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282) lediglich über die Verfassungsmäßigkeit der
Höhe des Zinssatzes für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen entschieden und unter Rz.
242 jenes Beschlusses dargelegt, dass eine Erstreckung der Unvereinbarkeitserklärung auf
die anderen Verzinsungstatbestände zulasten der Steuerpflichtigen, namentlich u. a. auf
Aussetzungszinsen, nicht in Betracht komme. Anders als bei Nachzahlungs- und
Erstattungszinsen sei die Entstehung von Aussetzungszinsen grundsätzlich auf einen Antrag
des Steuerpflichtigen zurückzuführen, d. h., er habe die Wahl, ob er den Zinstatbestand
verwirkliche und den monatlichen Zinssatz von 0,5 v. H. (§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO) hinnehmen
wolle. Im Streitfall sei die Aussetzung der Vollziehung auf Antrag des Steuerpflichtigen und
nicht von Amts wegen gewährt worden. Mit den Aussetzungszinsen sollten die Zinsnachteile
des Steuergläubigers ausgeglichen werden, welcher den Abgabenbetrag nicht bereits bei
Fälligkeit, sondern erst nach Beendigung der Aussetzung erhalte. Die vor dem Beschluss des
BVerfG vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282) ergangene
Rechtsprechung anderer Gerichte sei durch dessen Entscheidung überholt. Insbesondere
betreffe das den BFH-Beschluss vom 03.09.2018 (VIII B 15/18, BFH/NV 2018, 1279), dessen
Begründung angesichts der im BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR
2422/17, BVerfGE 158, 282) aufgezeigten grundlegenden Unterschiede zwischen der Voll-
und Teilverzinsung obsolet geworden sei. Der Beschluss des FG Münster vom 31.08.2018 (9
V 2360/18 E, EFG 2018, 1821) habe zwar diese Unterschiede berücksichtigt. Allerdings sei
der 9. Senat des FG Münster bei seiner lediglich summarischen Prüfung in nicht
nachvollziehbarer Weise davon ausgegangen, dass der normale Vollzug geltenden Rechts
als Strafe oder Belohnung angesehen werden könne und die typisierte Abgeltung des
Liquiditätsvorteils den Misserfolg eines Rechtsbehelfs zusätzlich „bestrafen“ bzw. den Erfolg
eines Rechtsbehelfs „belohnen“ würde.


Bei der Höhe der Aussetzungszinsen von monatlich 0,5 v. H. sei auch zu berücksichtigen,
dass das außergerichtliche Verfahren kostenlos sei. Mangels Kostenrisikos könne nur die
Pflicht zur Verzinsung ausgesetzter Steuerschulden ein Rechtsbehelfsverfahren ohne
ernsthafte Erfolgschancen verhindern, denn § 361 Abs. 2 Satz 1 AO verlange für die
Aussetzung der Vollziehung keine ernsthaften Zweifel an der Rechtmäßigkeit des
Verwaltungsakts. Für das gerichtliche Verfahren sollten die Aussetzungszinsen verhindern,
dass die Prozesskosten geringer seien als der Zinsvorteil, der dem letztlich unterliegenden
Kläger infolge der Aussetzung der Vollziehung und der damit bedingten späteren Zahlung
erwachse. Sie stellten schließlich den Gegenpart zu den Prozesszinsen (§ 236 AO) dar,
welche sich zugunsten des obsiegenden Klägers ebenfalls auf 0,5 v. H. pro Monat belaufen
würden.
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Mit seinem am 17.10.2022 bei Gericht eingegangenem Antrag verfolgt der Antragsteller sein
Begehren weiter.


Er vertritt – auch unter Bezugnahme auf Stimmen in der steuerrechtlichen Literatur – die
Auffassung, dass die Höhe der Aussetzungszinsen verfassungswidrig sei. Zur Begründung
trägt er vor, dass der Zinssatz von jährlich 6 v. H., der deutlich über dem Marktniveau liege,
den Effekt einer zusätzlichen Strafe bei einem erfolglos geführten Rechtsbehelfsverfahren
habe. Auch nach dem Beschluss des BVerfG vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR
2422/17, BVerfGE 158, 282) bleibe die Verfassungsmäßigkeit der Höhe der
Aussetzungszinsen für Zeiträume vor dem Jahr 2019 zu prüfen.


Das bei verfassungsrechtlichen Zweifeln an der streitentscheidenden Norm erforderliche
besondere Aussetzungsinteresse sei gegeben.


Das BVerfG habe in der vorgenannten Entscheidung vom 08.07.2021 bereits eine ähnliche
Vorschrift, § 233a AO (in Verbindung mit § 238 Abs. 1 Satz 1 AO) für verfassungswidrig
erklärt. In dieser Entscheidung habe das BVerfG für Aussetzungszinsen i. S. des § 237 AO
bemerkt, dass diese einer gesonderten verfassungsgerichtlichen Würdigung bedürften. Die
zu Säumniszuschlägen ergangene BFH-Entscheidung vom 20.09.2022 (II B 3/22, BB 2023,
101) sei nicht übertragbar auf die Regelungen des § 237 AO, weil die Aussetzungszinsen den
Nachzahlungszinsen gemäß § 233a AO wesensmäßig näherständen als die
Säumniszuschläge.


Sein besonderes Aussetzungsinteresse ergebe sich auch daraus, dass er ausweislich des
Einkommensteuerbescheides 2020 vom 30.08.2021 über einen jährlichen Gesamtbetrag der
Einkünfte von 49.141 EUR verfüge. Abzüglich der anteiligen Einkommensteuer und der
Krankenversicherungsbeiträge entspreche dies einem monatlichen Nettoeinkommen von ca.
2.750 EUR. Die Aussetzungszinsen von 15.732 EUR überstiegen diesen Betrag um fast das
Sechsfache. Da er über keine signifikanten Spareinlagen verfüge, sondern sich bei
Saldierung seiner Konten sogar ein Schuldposten gegenüber der Bank ergebe, erscheine die
Zahlung der Aussetzungszinsen nicht möglich. Er habe außer dem Mehrfamilienhaus, aus
welchem er Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung in Höhe von 36.819 EUR im Jahr
2020 und damit mehr als 70 v. H. seiner gesamten Einkünfte erzielt habe, nur
verhältnismäßig geringe Barmittel geerbt, welche er in dieses Mietobjekt investiert habe. Eine
Vollziehung würde bei ihm zu irreparablen Nachteilen führen, weil er die Mittel zur
Begleichung der möglicherweise verfassungswidrigen Zinsen nicht aufbringen könne.


Am 02.02.2023 ist ein geänderter Bescheid über die Festsetzung von Aussetzungszinsen
ergangen, mit welchem die Aussetzungszinsen auf der Grundlage eines Zinszeitraums von
37 vollen Monaten auf den Betrag von 15.318 EUR herabgesetzt worden sind.


Der Antragsteller beantragt sinngemäß,


den Bescheid über die Festsetzung von Aussetzungszinsen vom 24.03.2021 in der Fassung
der Einspruchsentscheidung vom 02.09.2022 und des Bescheides vom 02.02.2023 von der
Vollziehung auszusetzen.


Der Antragsgegner beantragt,


den Antrag abzulehnen.
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Der Antragsteller vertritt die Ansicht, der BFH habe das Vorliegen eines besonderen
Aussetzungsinteresses insbesondere dann bejaht, wenn dem Steuerpflichtigen durch den
sofortigen Vollzug irreparable Nachteile drohten oder wenn das zu versteuernde Einkommen
abzüglich der darauf zu entrichtenden Einkommensteuer unter dem sozialhilferechtlich
garantierten Existenzminimum läge. Beides sei im Streitfall nicht erkennbar. Die Summe der
den Aussetzungszinsen zugrunde liegenden Erbschaftsteuer setze den Erwerb
entsprechenden Vermögens voraus. Der Antragsteller habe keine Nachweise zu seiner
Vermögenslage, wie z. B. Kontoauszüge, vorgelegt. Es sei davon auszugehen, dass dem
Antragsteller aus dem steuerpflichtigen Erwerb die Mittel zur Zahlung der geforderten
Auszahlungszinsen zur Verfügung ständen.


II.


Der Antrag ist unbegründet.


1. Nach § 69 Abs. 3 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) kann das Gericht der
Hauptsache die Vollziehung eines Verwaltungsaktes ganz oder teilweise aussetzen. Die
Vollziehung soll nach § 69 Abs. 3 Satz 1 FGO i. V. m. § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO auf Antrag
ausgesetzt werden, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen
Verwaltungsaktes bestehen oder wenn die Vollziehung für den Betroffenen eine unbillige,
nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte. Ernstliche
Zweifel im Sinne des § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO sind zu bejahen, wenn bei summarischer
Prüfung der angefochtenen Steuerbescheide neben für ihre Rechtmäßigkeit sprechenden
Umständen gewichtige Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit in der Beurteilung der
entscheidungserheblichen Rechtsfragen oder Unklarheit in der Beurteilung von Tatfragen
bewirken. Die Aussetzung der Vollziehung setzt dabei nicht voraus, dass die für die
Rechtswidrigkeit sprechenden Gründe überwiegen. Ernstliche Zweifel können auch
verfassungsrechtliche Zweifel an der Gültigkeit einer dem angefochtenen Verwaltungsakt
zugrunde liegenden Norm sein (ständige Rechtsprechung, vgl. BFH-Beschlüsse vom
25.04.2018 IX B 21/18, BFHE 260, 431; vom 20.05.1997 VIII B 108/96, BFHE 183, 174,
jeweils m. w. N.).


Bei verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer dem angefochtenen
Verwaltungsakt zugrunde liegenden Norm setzt die Aussetzung bzw. Aufhebung der
Vollziehung wegen des Geltungsanspruchs jedes formell verfassungsgemäß zustande
gekommenen Gesetzes zusätzlich voraus, dass ein besonderes berechtigtes Interesse des
Antragstellers an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes besteht, dem der Vorrang
gegenüber dem öffentlichen Interesse am Vollzug des Gesetzes zukommt. Bei der Prüfung,
ob ein solches berechtigtes Interesse des Steuerpflichtigen besteht, ist dieses mit den gegen
die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes sprechenden öffentlichen Belangen abzuwägen.
Dabei kommt es maßgeblich einerseits auf die Bedeutung und die Schwere des durch die
Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsaktes eintretenden Eingriffs beim
Steuerpflichtigen und andererseits auf die Auswirkungen einer Aussetzung bzw. Aufhebung
der Vollziehung hinsichtlich des Gesetzesvollzugs und des öffentlichen Interesses an einer
geordneten Haushaltsführung an. Dem bis zu einer gegenteiligen Entscheidung des BVerfG
bestehenden Geltungsanspruch jedes formell verfassungsmäßig zustande gekommenen
Gesetzes ist der Vorrang einzuräumen, wenn die Aussetzung bzw. Aufhebung der
Vollziehung eines Verwaltungsaktes im Ergebnis zur vorläufigen Nichtanwendung eines
ganzen Gesetzes führen würde, die Bedeutung und die Schwere des durch die Vollziehung
des angefochtenen Bescheides im Einzelfall eintretenden Eingriffs beim Steuerpflichtigen als
eher gering einzustufen sind und der Eingriff keine dauerhaften nachteiligen Wirkungen hat
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(ständige Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschluss vom 19.02.2018 II B 75/16, BFH/NV 2018,
706, m. w. N.).


Der BFH hat in Fällen, in denen die ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des
Verwaltungsaktes auf verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer dem
Verwaltungsakt zugrunde liegenden Norm beruhen, in verschiedenen Fallgruppen dem
Aussetzungsinteresse des Steuerpflichtigen den Vorrang vor den öffentlichen Interessen
eingeräumt, und zwar dann, wenn dem Steuerpflichtigen durch den sofortigen Vollzug
irreparable Nachteile drohen, wenn das zu versteuernde Einkommen abzüglich der darauf zu
entrichtenden Einkommensteuer unter dem sozialhilferechtlich garantierten Existenzminimum
liegt, wenn das BVerfG eine ähnliche Vorschrift für nichtig erklärt hatte, wenn der BFH die
vom Steuerpflichtigen als verfassungswidrig angesehene Vorschrift bereits dem BVerfG
gemäß Art. 100 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit
vorgelegt hatte, wenn ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Beschränkung des
bisher zulässigen Abzugs von laufenden erwerbsbedingten Aufwendungen als
Werbungskosten bestehen oder wenn es um das aus verfassungsrechtlichen Gründen
schutzwürdige Vertrauen auf die Beibehaltung der bisherigen Rechtslage oder um
ausgelaufenes Recht geht (z.B. BFH-Beschlüsse vom 01.04.2010 II B 168/09, 149, BStBl. II
2010, 558; vom 20.09.2022 II B 3/22, BB 2023, 101; zuletzt offen gelassen, ob am
Erfordernis eines besonderen Aufhebungsinteresses weiter festzuhalten ist, vgl. BFH-
Beschluss vom 28.10.2022 VI B 48/22, BFH/NV 2023, 17, m. w. N.).


a. Bei Anwendung dieser Grundsätze fehlt es im Streitfall selbst für den Fall, dass Zweifel
bezüglich der Verfassungsmäßigkeit der in § 237 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO
festgelegten Zinshöhe bestünden, an dem erforderlichen besonderen berechtigten Interesse
des Antragstellers an der Aussetzung der Vollziehung des angefochtenen Zinsbescheides.


Soweit der Antragsteller auf den Beschluss des BVerfG vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1
BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282) abstellt, hat das BVerfG darin keine der hier
streitgegenständlichen Norm ähnliche Vorschrift für nichtig erklärt. Der Beschluss des BVerfG
befasst sich ausschließlich mit der Vollverzinsung gemäß § 233a AO i. V. m. § 238 Abs. 1
AO. Diese erklärt er für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2014 für unvereinbar mit Art. 3
Abs. 1 GG und ordnet eine Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31.12.2018 und eine
Neuregelung für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 an. Das BVerfG hat in diesem
Beschluss ausdrücklich dargelegt, dass sich die Unvereinbarkeitserklärung nicht auf die
anderen Verzinsungstatbestände, insbesondere nicht auf die hier streitgegenständlichen
Aussetzungszinsen nach § 237 AO erstrecke, weil deren Verwirklichung von einem Verhalten
des Steuerpflichtigen abhänge.


Daraus ergibt sich, dass sich ein einfacher Gleichlauf der verfassungsrechtlichen Beurteilung
der Höhe der Zinsen nach § 233a AO und § 237 AO verbietet. Soweit der BFH bzw. die
Finanzgerichte in ihrer früheren Rechtsprechung zur Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes
die Verfassungsmäßigkeit der Höhe der Aussetzungszinsen für Verzinsungszeiträume ab
dem 01.01.2012 verneint haben (z. B. BFH-Beschlüsse vom 03.09.2018 VIII B 15/18,
BFH/NV 2018, 1279; vom 04.07.2019 VIII B 128/18, BFH/NV 2019, 1060; FG Münster,
Beschluss vom 31.08.2018 9 V 2360/18 E, EFG 2018, 1821), haben sie jedenfalls kein beim
BVerfG anhängiges konkretes Normenkontrollverfahren in einem Hauptsacheverfahren
initiiert.


Es ist auch weder nach dem Vortrag des Antragstellers noch nach Aktenlage erkennbar, dass
dem Antragsteller durch den sofortigen Vollzug irreparable Nachteile drohen würden. Zwar
hat der Antragsteller dargelegt, er habe nur wenige Spareinlagen, und eine Kontenübersicht
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einer nicht näher bezeichneten Volksbank mit seinem Namen und dem Zusatz „sen.“ sowie
der Nummer […] vorgelegt, die zu einem undatierten Stichtag einen Negativsaldo von ./.
1.756,30 EUR ausweist. Abgesehen davon, dass unklar geblieben ist, ob es sich dabei um
die einzigen Konten des Antragstellers handelt, hat er nichts dazu vorgetragen, in welcher
konkreten Höhe er liquide Mittel geerbt hat bzw. sie ihm monatlich, u. a. aus der aus dem
Einkommensteuerbescheid 2020 ersichtlichen Altersrente zufließen, und ob ihm zumindest
angesichts der erheblichen positiven Einkünfte aus dem geerbten Mehrfamilienhaus eine
Kreditaufnahme möglich gewesen wäre.


Soweit der Antragsteller sich darauf stützt, dass er die aufgelaufenen Aussetzungszinsen aus
seinem sozialhilferechtlich garantierten Existenzminimum aufbringen müsste, lässt sich
daraus für die vorliegende Problemlage kein berechtigtes Interesse ableiten, das gegenüber
dem öffentlichen Interesse an einer geordneten öffentlichen Haushaltswirtschaft zurücktreten
müsste. Die vom BFH entwickelte Fallgruppe bezieht sich auf die Einkommensteuer und die
hierfür geltende verfassungsrechtliche Prämisse, dass das Existenzminimum steuerfrei
bleiben muss (vgl. BFH-Beschluss vom 25.07.1991 III B 555/90, BStBl. II 1991, 876). Im
Streitfall geht es indes um die Erbschaftsteuer, die – einschließlich der steuerlichen
Nebenleistungen wie etwaiger Aussetzungszinsen gemäß §§ 3 Abs. 4 Nr. 4, 237 AO – aus
dem steuerpflichtigen Erwerb zu entrichten ist. Im Streitfall liegt es bei einer festgesetzten
Erbschaftsteuer von mehr als 80 TEUR nahe, dass ein entsprechend werthaltiger Erwerb
besteuert wird, der die absolute Höhe der Aussetzungszinsen von weniger als 20 TEUR
(auch unter Einbeziehung der Erbschaftsteuerlast) deutlich überschreitet. Darüber hinaus ist
zu berücksichtigen, dass die streitgegenständlichen Aussetzungszinsen auf einen vom
Steuerpflichtigen gestellten Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der Erbschaftsteuer
zurückgehen und er die monatlich gestiegene Zinslast durch Steuerzahlung – ggf. unter
Einsatz der ererbten Barmittel oder durch Kreditaufnahme – grundsätzlich hätte abwenden
können. Ein Vergleich zwischen der absoluten Höhe der festgesetzten Auszahlungszinsen
von 15.318 EUR und einem monatlichen Nettoeinkommen des Antragstellers von ca. 2.750
EUR ist vor diesem Hintergrund nicht zielführend. Da sich der monatlich anfallende
Zinsbetrag auf 0,5 v. H. der festgesetzten Steuer beläuft, hätte für den Antragsteller vielmehr
Anlass bestanden, von seinem laufenden Einkommen monatlich etwas dafür zurückzulegen
oder sich anderweitig auf die Zinszahlung vorzubereiten. Letztlich haben sich die
aufgelaufenen Zinsen monatlich um lediglich 414 EUR erhöht. Es ist nicht ersichtlich, dass
diese Summe bei durchschnittlichen monatlichen Mieteinkünften von ca. 3.000 EUR nicht
hätte in die Finanzplanung einbezogen werden können. Auch eine Gefährdung des
Existenzminimums wäre dabei – anhand der präsenten Beweismittel und der Aktenlage –
nicht zu befürchten gewesen.


b. Überdies bestehen bei summarischer Prüfung keine ernstlichen Zweifel an der
Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der Aussetzungszinsen (§ 237
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO) von 0,5 v. H. im Monat.
Ernstliche Zweifel ergeben sich nicht bereits deshalb, weil das BVerfG mit Beschluss vom
08.07.2021 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282, § 233a AO i. V. m. § 238
Abs. 1 Satz 1 AO mit Art. 3 Abs. 1 GG für unvereinbar erklärt hat, soweit der Zinsberechnung
für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2014 ein Zinssatz von 0,5 v. H. pro Monat zugrunde
gelegt wird.


Die Regelung zur Vollverzinsung soll stark typisierend objektive Zins- und Liquiditätsvorteile
abschöpfen, die dadurch entstehen, dass zwischen der Entstehung des Steueranspruchs und
seiner Fälligkeit nach Festsetzung ein Zeitraum von mehreren Jahren liegen kann.
Nachzahlungszinsen sind dementsprechend weder Sanktion noch Druckmittel, sondern ein
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Ausgleich für die Kapitalnutzung. Eine darüber hinaus gehende Lenkungsfunktion kommt der
Zinsregelung nicht zu (vgl. BFH- Beschluss vom 28.10.2022 VI B 15/22, DStR 2022, 2437, m.
w. N.). Die Kontrolle des Zinssatzes unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten hat das
BVerfG darauf beschränkt, ob der Zinssatz gemäß § 238 Abs. 1 AO evident unzureichend ist,
den durch die Vollverzinsung auszugleichenden Vorteil realitätsgerecht abzubilden (BVerfG
vom 08.07.2021 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282, Rz. 153), und ist dabei
zu dem Ergebnis gekommen, dass sich der zunächst aufgrund verfassungsgemäßer
Erwägungen in § 238 Abs. 1 AO verankerte Zinssatz aufgrund der tatsächlichen veränderten
Bedingungen spätestens im Jahr 2014 als evident realitätsfern erwiesen habe und damit
verfassungswidrig geworden sei (BVerfG vom 08.07.2021 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17,
BVerfGE 158, 282, Rz. 214).


Allerdings hat das BVerfG es abgelehnt, die Unvereinbarkeitserklärung auf die weiteren
Verzinsungstatbestände nach der Abgabenordnung auszudehnen (BVerfG vom 08.07.2021 1
BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282, Rz. 242 f) und zur Begründung ausgeführt,
dass die Teilverzinsungstatbestände lediglich bestimmte, konkret umschriebene
Liquiditätsvorteile des Steuerpflichtigen verzinsen, nämlich die zeitlich nach hinten
verschobene Zahlung der festgesetzten und fälligen Steuer. Die Entstehung der
Aussetzungszinsen ist grundsätzlich auf einen Antrag des Steuerpflichtigen zurückzuführen
bzw. er hat grundsätzlich die Wahl, ob er den Zinssatz von 0,5 v. H. pro Monat hinnehmen
oder die Steuerschuld tilgen und sich im Bedarfsfall die erforderlichen Geldmittel zur
Begleichung der Steuerschuld anderweitig zu zinsgünstigeren Konditionen beschaffen
möchte. Die Aussetzung der Vollziehung und die damit zusammenhängende
Verzinsungspflicht kann der Steuerpflichtige jederzeit durch Zahlung des ausgesetzten
Betrages beenden. Darüber hinaus haben Steuerpflichtige die Möglichkeit, im Wege des
Rechtsbehelfs gegen eine ihnen gegen ihren Willen aufgedrängte Aussetzung der
Vollziehung vorzugehen und so die nachteiligen Zinsfolgen zu vermeiden.


Auf der Grundlage der vorstehenden Erwägungen, denen sich der erkennende Senat in
vollem Umfang anschließt, hält der Senat die Aussetzungszinsen in Höhe von 0,5 v. H. pro
Monat für verfassungsgemäß. Weder ist von einer sachlich nicht gerechtfertigten
Ungleichbehandlung i. S. d. Art. 3 Abs. 1 GG von Steuerpflichtigen, die Nachzahlungszinsen
zu leisten haben, im Vergleich mit denjenigen, die Aussetzungszinsen zu zahlen haben,
auszugehen, noch schränkt die Zinsregelung die allgemeine Handlungsfreiheit der
betroffenen Steuerpflichtigen i. S. d. Art. 2 Abs. 1 GG in verfassungswidriger Weise ein.
Neben den bereits in Bezug genommenen Erwägungen des BVerfG ist dabei aus Sicht des
Senats zusätzlich zu berücksichtigen, dass sich der Zweck der Aussetzungszinsen im
Gegensatz zur Regelung der Vollverzinsung nicht in der Abschöpfung eines
Vorteilsausgleichs erschöpft. Eingeführt als Pendant zu den Prozesszinsen sollen die
Aussetzungszinsen auch zur Vermeidung unnötiger Prozesse beitragen. Wenn von Beginn
der Rechtshängigkeit an Überzahlungen von Steuern verzinst werden, soll das Gleiche auch
für Nachzahlungen gelten (vgl. BFH-Urteile vom 31.03.2010 II R 2/09, BFH/NV 2010, 1602;
vom 01.07.2014 IX R 31/13, BStBl. II 2014, 925, m. w. N.). Bei der Entscheidung für oder
gegen einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung wird deshalb der Steuerpflichtige nicht
nur die Höhe eines gegebenenfalls günstigeren Zinssatzes auf dem Kapitalmarkt
einbeziehen, sondern auch sein Prozessrisiko und etwaig ihm im Obsiegensfalle
zukommende Prozesszinsen, die sich ebenfalls auf 0,5 v. H. pro Monat belaufen,
berücksichtigen.


Das gilt auch, soweit ab dem 01.01.2019 gemäß § 238 Abs. 1a AO für Nachzahlungszinsen
und Erstattungszinsen lediglich ein Zinssatz von 0,15 v. H. pro Monat anfällt, während sich
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Aussetzungszinsen weiterhin gemäß § 238 Abs. 1 AO auf 0,5 v. H. pro Monat belaufen.


c. Es bestehen auch keine anderweitigen, aus einfachgesetzlichem Recht bzw. aus Tatfragen
herrührenden ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Festsetzung der
Aussetzungszinsen zur Erbschaftsteuer. Insbesondere hat der Antragsgegner
zwischenzeitlich die für den Zeitraum vom 20.12.2017 bis 18.02.2021 angefallenen
Aussetzungszinsen zutreffend auf der Grundlage von 37 vollen Monaten festgesetzt.


d. Eine Aussetzung der Vollziehung § 69 Abs. 3 Satz 1 FGO i. V. m. § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO
wegen unbilliger Härte kommt nicht in Betracht. Weder hat der Antragsteller hierfür
Anhaltspunkte vorgetragen noch ergeben sie sich aus den Akten.


2. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 135 Abs. 1, 136 Abs. 1 Satz 3 FGO. Die im
gerichtlichen Verfahren erfolgte Teilabhilfe im Umfang von 414 EUR führt nur zu einem
geringen Unterliegen des Antragsgegners.


[…]              […]              […]


33


34


35


36


 



http://www.nrwe.de






Gericht: Finanzgericht Baden-Württemberg 1. Senat
Entscheidungsdatum: 11.05.2023
Rechtskraft: ja
Streitjahre: 2012, 2013, 2014, 2015
Aktenzeichen: 1 K 180/22
ECLI: ECLI:DE:FGBW:2023:0511.1K180.22.00
Dokumenttyp: Urteil
Quelle:


Normen: § 237 Abs 1 S 1 AO, § 237 Abs 2 AO, § 238 Abs 1 S 1 AO, § 233a AO, § 3
Abs 4 AO ... mehr


Höhe der Aussetzungszinsen verfassungsgemäß


Orientierungssatz


Die monatliche Zinshöhe der Aussetzungszinsen i.H. von 0,5% ist verfassungsgemäß, da die
Entstehung dieser Zinsen im Gegensatz zur Vollverzinsung grundsätzlich auf einen Antrag der
Steuerpflichtigen zurückzuführen ist oder jedenfalls von ihnen bewusst in Kauf genommen
wird.(Rn.38) (Rn.40) . Das BVerfG hat seine Unvereinbarkeitserklärung hinsichtlich der Zinshö-
he ausdrücklich auf die sog. Vollverzinsung nach § 233a AO beschränkt und eine Erstreckung
der Unvereinbarkeitserklärung auf andere Verzinsungstatbestände -vorliegend 237 AO- aus-
drücklich abgelehnt (s. BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17,
BVErfGE 158, 282).(Rn.39)


Tenor


1. Die Klage wird abgewiesen.


2. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.


3. Die Revision wird zugelassen.


Tatbestand


1 Streitig sind Aussetzungszinsen zur Umsatzsteuer für 2012 bis 2015 (Streitjahre).


2 1. Der Kläger erzielt gewerbliche Einkünfte aus (...) und (...).


3 2. Für die Streitjahre wurden Außenprüfungen (Bp) durchgeführt (Bp-Berichte vom
20.10.2017 und 10.4.2019).


4 Wegen formeller Buchführungsmängel wurden die erklärten Umsätze zunächst jeweils
um 50.000 Euro erhöht (vgl. die Umsatzsteuerbescheide vom 13.11.2017 für 2012 und
2013 sowie vom 20.5.2019 für 2014 und 2015, ...).
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5 3. Mit Schreiben vom 17.11.2017 legte der Kläger gegen die Umsatzsteueränderungsbe-
scheide für 2012 und 2013 Einspruch ein und beantragte die Aussetzung der Vollziehung
(AdV; FA-Akte, ...).


6 Die AdV wurde mit Verfügung vom 22.11.2017 vom Fälligkeitstag an (18.12.2017) i.H.
von jeweils 9.500 Euro gewährt.


7 Gegen die Umsatzsteueränderungsbescheide für 2014 und 2015 legte der Kläger mit
Schreiben vom 24.5.2019 ebenfalls Einspruch ein und beantragte deren AdV.


8 Die AdV wurde mit Verfügung vom 5.6.2019 vom Fälligkeitstag an (24.6.2019) i.H. von
9.831,17 Euro (2014) und 9.819,20 Euro (2015) gewährt.


9 Die AdV war jeweils befristet und endete einen Monat nach Bekanntgabe der Einspruchs-
entscheidung (FA-Akte, ...).


10 4. Die Einsprüche wurden mit Einspruchsentscheidungen vom 31.5.2019 (für 2012 und
2013) und vom 31.5.2021 (für 2014 und 2015) als unbegründet zurückgewiesen (...).


11 5. Der Kläger erhob hiergegen Klage.


12 In den Verfahren 10 K 1650/19 (Einkommensteuer), 10 K 1673/19 (Gewerbesteuermess-
betrag) sowie 1 K 1648/19 (Umsatzsteuer) verständigten sich die Beteiligten vor dem Fi-
nanzgericht (FG) Baden-Württemberg darauf, die jährlichen Hinzuschätzungen jeweils
um 20.000 Euro für 2012 und 2013 sowie um 25.000 Euro für 2014 und 2015 zu mindern
(Niederschrift zur mündlichen Verhandlung vom 8.2.2021).


13 Die Rechtsstreite wurden daraufhin übereinstimmend für erledigt erklärt.


14 6. Die anschließenden Klagen, die auf die Feststellung der Unwirksamkeit der in den
Verfahren 10 K 1650/19 und 10 K 1673/19 abgegebenen Erledigungserklärungen ge-
richtet waren, wurden mit Urteilen des 10. Senats des FG Baden-Württemberg vom
19.4.2021  10 K 541/21 bzw. 10 K 542/21 abgewiesen. Die Nichtzulassungsbeschwerden
zum Bundesfinanzhof (BFH) hatten keinen Erfolg.


15 7. Mit Bescheiden vom 10.6.2021 wurden die Umsätze für 2012 und 2013 um jährlich
20.000 Euro (FA-Akte, ... und mit Bescheiden vom 3.5.2021 für 2014 und 2015 -entspre-
chend der vor dem FG getroffenen tatsächlichen Verständigung- jährlich um 25.000 Euro
vermindert (FA-Akte, ...).


16 8. Mit Bescheid vom 18.11.2021 setzte der Beklagte (das Finanzamt -FA-) zunächst Aus-
setzungszinsen zur Umsatzsteuer 2012 bis 2015 wie folgt fest (FA-Akte, ...).


17 Jahr   2012    2013    2014    2015   
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zu verzinsender Be-
trag
(abgerundet auf vol-
le 50 Euro)


5.700 Euro 5.700 Euro 5.050 Euro 5.050 Euro


Beginn des Zins-
laufs


18.12.2017 18.12.2017 24.6.2019 24.6.2019


Ende des Zinslauf 14.7.2021 14.7.2021 7.6.2021 7.6.2021


Zinszeitraum in vol-
len Monaten


42 42 23 23


Zinssatz (0,5% je
Monat)


21 21 11,5 11,5


Zinsbetrag 1.197 Euro 1.197 Euro 580 Euro 580 Euro


                                            


insgesamt für 2012
- 2015


                           3.554  Euro


18 9. Hiergegen legte der Kläger am 15.12.2021 Einspruch ein.


19 Die festgesetzten Zinsen seien nicht mehr zeitgemäß.


20 10. Der Einspruch wurde mit Einspruchsentscheidung vom 27.12.2021 als unbegründet
zurückgewiesen.


21 Soweit sich der Kläger gegen Höhe des Zinssatzes wende, sei auszuführen, dass das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zwar mit Beschluss vom 8.7.2021 (1 BvR 2237/14
und 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282 bis 388, BGBl I 2021, 4303) erklärt habe, dass
§ 233a i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO; sog. Vollverzinsung) für alle
Verzinsungszeiträume ab dem 1.1.2014 mit dem Grundgesetz unvereinbar sei. Eine Er-
streckung der Unvereinbarkeitserklärung auf die anderen Verzinsungstatbestände nach
der AO, namentlich auf Stundungs-, Hinterziehungs- und Aussetzungszinsen nach den
§§ 234, 235 und 237 AO, komme aber nicht in Betracht.


22 11. Mit Schriftsatz vom 24.1.2022 hat der Kläger die vorliegende Klage erhoben. Er trägt
vor, dass „die ganze Ausgangssituation“ auf die Bp für die Streitjahre zurückzuführen
sei. Die Rechtmäßigkeit der Hinzuschätzungen sei für ihn nicht nachvollziehbar. Gleiches
gelte für die Zinsfestsetzung. Der BFH habe in den Ausgangsverfahren keine rechtliche
Beurteilung mehr abgegeben, da die damaligen Rechtsstreite durch die übereinstim-
menden Erledigungserklärungen beendet worden seien. Da sich die Verfahren zudem
über einen längeren Zeitraum hingezogen hätten und gleichzeitig noch die Corona-Krise
hinzugekommen sei, seien die Zinsen zu Unrecht „bis zum Ende gerechnet“ worden.


23 12. Mit Bescheid vom 24.2.2023 hat das FA den angefochtenen Zinsbescheid vom
18.11.2022 aufgrund eines gerichtlichen Hinweises wie folgt geändert:
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24 Jahr   2012    2013    2014    2015   


                                            


zu verzinsender Be-
trag
(abgerundet auf vol-
le 50 Euro)


5.700 Euro 5.700 Euro 5.050 Euro 5.050 Euro


Beginn des Zinslaufs 18.12.2017 18.12.2017 24.6.2019 24.6.2019


Ende des Zinslauf 3.7.2019 3.7.2019 7.6.2021 7.6.2021


Zinszeitraum in vol-
len Monaten


18 18 23 23


Zinssatz (0,5% je Mo-
nat)


9 9 11,5 11,5


Zinsbetrag 513 Euro 513 Euro 580 Euro 580 Euro


                                            


insgesamt für 2012 -
2015


                           2.186 Euro


25 13. Der Kläger beantragt,
sämtliche Bescheide über die Zinsen zur Umsatzsteuer für die Kalenderjahre 2012, 2013,
2014 und 2015 und die Einspruchsentscheidung hierzu vom 27.12.2021 ersatzlos aufzu-
heben.


26 14. Das FA beantragt,
die Klage abzuweisen.


27 Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die gewechselten Schriftsätze und die vorge-
legten Unterlagen sowie auf die Behörden- und Gerichtsakten Bezug genommen.


Entscheidungsgründe


28 Die Klage ist unbegründet.


29 1. Der geänderte Zinsbescheid vom 24.2.2023, der gemäß § 68 Satz 1 der Finanzge-
richtsordnung (FGO) automatisch zum Gegenstand des Verfahrens wurde, ist rechtmäßig
und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 FGO).


30 a) Soweit ein Einspruch oder eine Anfechtungsklage gegen einen Steuerbescheid, eine
Steueranmeldung oder einen Verwaltungsakt, der einen Steuervergütungsbescheid auf-
hebt oder ändert, oder gegen eine Einspruchsentscheidung über einen dieser Verwal-
tungsakte endgültig keinen Erfolg gehabt hat, ist der geschuldete Betrag, hinsichtlich
dessen die Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsakts ausgesetzt wurde, zu verzin-
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sen (§ 237 Abs. 1 Satz 1 AO). Zinsen werden erhoben vom Tag des Eingangs des außer-
gerichtlichen Rechtsbehelfs bei der Behörde, deren Verwaltungsakt angefochten wird,
oder vom Tag der Rechtshängigkeit beim Gericht an bis zum Tag, an dem die AdV endet
(§ 237 Abs. 2 Satz 1 AO). Ist die Vollziehung erst nach dem Eingang des außergerichtli-
chen Rechtsbehelfs oder erst nach der Rechtshängigkeit ausgesetzt worden, so beginnt
die Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung der AdV beginnt (§ 237 Abs. 2 Satz 2
AO).


31 Die Zinsen betragen für jeden Monat 0,5% (§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO). Sie sind von dem
Tag an, an dem der Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen; angefangene Mo-
nate bleiben außer Ansatz (§ 238 Abs. 1 Satz 2 AO). Für die Berechnung der Zinsen wird
der zu verzinsende Betrag jeder Steuerart auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Be-
trag abgerundet (§ 238 Abs. 2 AO)


32 b) Zu Recht geht das FA von einem Beginn des Zinslaufs für die Umsatzsteuer für 2012
und 2013 am 18.12.2017 und für die Umsatzsteuer für 2014 und 2015 am 24.6.2019
aus.


33 Ist nämlich -wie hier- die Vollziehung erst nach dem Eingang des Rechtsbehelfs ausge-
setzt worden, so beginnt die Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung der AdV be-
ginnt. Da das FA die Vollziehung rückwirkend ab dem jeweiligen Fälligkeitstag der Um-
satzsteuer ausgesetzt hat, sind die in den Bescheiden vom 13.11.2017 bzw. 20.5.2019
genannten Fälligkeitstermine mit dem 18.12.2017 (Umsatzsteuer für 2012 und 2013) so-
wie den 24.6.2019 (Umsatzsteuer für 2014 und 2015) für den Beginn des Zinslaufs maß-
geblich (vgl. BFH-Urteil vom 22.5.2007 X R 26/05, BFH/NV 2007, 1817, Rn. 50).


34 c) Der Zinslauf endet auch für die Umsatzsteuer 2012 und 2013 am 3.7.2019 und für die
Umsatzsteuer 2014 und 2015 am 5.7.2021.


35 Maßgeblich für die Entstehung des Zinsanspruchs im Sinne von § 237 Abs. 1 AO ist nicht
der tatsächliche Vollzug des entsprechenden Bescheides, sondern die Tatsache, dass
hinsichtlich des geschuldeten Steuerbetrages AdV gewährt wurde (sog. Tatbestands-
wirkung der AdV; vgl. BFH-Urteil vom 12.12.2007 XI R 25/07, BFH/NV 2008, 339, Rn. 34
m.w.N.).


36 Nach den Verfügungen vom 22.11.2017 und 5.6.2019 endete die gewährte AdV jeweils
einen Monat nach Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung. Da die Einspruchsentschei-
dungen am 31.5.2019 (Umsatzsteuer für 2012 und 2013) und 31.5.2021 (Umsatzsteuer
für 2014 und 2015) ergingen, galten diese nach der Dreitagesfiktion nach § 122 Abs. 2
Nr. 1 AO am 3.6.2019 bzw. am 3.6.2021 als bekanntgegeben. Die AdV endete damit je-
weils einen Monat später am 3.7.2019 bzw. 5.7.2021. Dass das FA das Ende der AdV für
die Umsatzsteuer 2014 und 2015 bereits am 7.6.2021 als beendet ansieht, verkürzt den
Zinszeitraum. Dies wirkt sich im vorliegenden Verfahren aber zugunsten des Klägers aus,
da der Zinszeitraum dadurch um einen Monat vermindert wird.
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37 d) Auch die Zinsberechnung mit 18 bzw. 23 vollen Zinsmonaten, der jeweils ermittelte zu
verzinsende Betrag und die Anwendung des Zinssatzes nach § 238 Abs. 1 Satz 1 AO sind
vor diesem Hintergrund nicht zu beanstanden.


38 Insbesondere ist die monatliche Zinshöhe der Aussetzungszinsen i.H. von 0,5 Prozent
verfassungsgemäß.


39 Das BVerfG hat seine Unvereinbarkeitserklärung hinsichtlich der Zinshöhe ausdrücklich
auf die sog. Vollverzinsung nach § 233a AO beschränkt und eine Erstreckung der Unver-
einbarkeitserklärung auf andere Verzinsungstatbestände -vorliegend 237 AO- ausdrück-
lich abgelehnt.


40 Im Gegensatz zur Vollverzinsung ist den anderen Verzinsungstatbeständen der AO nicht
nur gemeinsam, dass sie lediglich Verzinsungen für bestimmte, konkret umschriebene
Liquiditätsvorteile der Steuerpflichtigen vorsehen und eine Verzinsung in der Regel erst
nach Fälligkeit erfolgt, sondern vor allem auch, dass die Verwirklichung des Zinstatbe-
stands und damit die Entstehung von Zinsen grundsätzlich auf einen Antrag der Steu-
erpflichtigen zurückzuführen ist oder jedenfalls von ihnen bewusst in Kauf genommen
wird. Steuerpflichtige haben daher -anders als bei der Vollverzinsung- grundsätzlich die
Wahl, ob sie den Zinstatbestand verwirklichen und den in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO gere-
gelten Zinssatz hinnehmen oder ob sie die Steuerschuld tilgen und sich im Bedarfsfall
die erforderlichen Geldmittel zur Begleichung der Steuerschuld anderweitig zu zinsgüns-
tigeren Konditionen beschaffen (BVerfG-Beschluss vom 8.7.2021  1 BvR 2237/14 und 1
BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282 bis 388, BGBl I 2021, 4303, Rn. 243; FG München, Urteil
vom 7.9.2022  15 K 358/22, rkr., juris; FG Münster, Urteil vom 8.3.2023  6 K 2094/22 E,
nrkr., juris, BFH-Az. VIII R 9/23, und Beschluss vom 10.2.2023  3 V 2464/22, rkr., juris, so-
wie FG Düsseldorf, Beschluss v. 24.1.2023  12 V 1597/22 A, rkr., juris)


41 e) Auch ist der Zinsanspruch nicht verwirkt.


42 Die Dauer des Rechtsbehelfsverfahrens, die vorliegend durchaus in einem angemesse-
nen Verhältnis zur Komplexität des Streitfalles steht, ist -anders als der Kläger meint-
kein Grund, eine Verwirkung des Zinsanspruchs anzunehmen, wenn der Steuerpflichtige
so wie vorliegend durch die spätere Zahlung der geschuldeten Steuern tatsächlich einen
Zinsvorteil erlangt hat (vgl. BFH-Urteil vom 27.4.2016 X R 1/15, BStBl II 2016, 840, Rn.
26 f.; Rüsken in Klein, AO, 16. Aufl., 2022, § 237 Rn. 28 m.w.N.).


43 2. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.


44 3. Die Revision wird nach § 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO im Hinblick auf das beim BFH unter
dem Aktenzeichen VIII R 9/23 anhängige Verfahren zur Verfassungsmäßigkeit der Höhe
der Aussetzungszinsen zugelassen.
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